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Amtliche BEKANNTMACHUNGEN

Öffentliche Gemeinderatssitzung vom 
05.10.2020 
In der öffentlichen Gemeinderatsitzung vom 05. Oktober 2020 
wurden die nachfolgenden Beschlüsse gefasst: 
Freiwillige Feuerwehr Buchenbach; Abschluss eines öffent-
lich-rechtlichen Vertrages zur Errichtung einer zentralen 
Schlauchwerkstatt mit Schlauchpool, einer zentralen Atem-
schutzwerkstatt sowie eines Waschzentrums für die Feuerweh-
ren im Dreisamtal  
Der Gemeinderat hat dem Abschluss eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrages zur Errichtung einer zentralen Schlauchwerkstatt mit 
Schlauchpool, einer zentralen Atemschutzwerkstatt sowie eines Wa-
schzentrums für die Feuerwehren im Dreisamtal einstimmig zuge-
stimmt.   

Neufassung der Satzung über die Erhebung einer Kurtaxe zum 
01.01.2021  
Der Gemeinderat hat die Neufassung der Satzung über die Erhe-
bung einer Kurtaxe zum 01.01.2021 einstimmig beschlossen. 

Neukalkulation der Wassergebühren für den Zeitraum 2021 bis 
2022 sowie Neufassung der Wasserversorgungssatzung zum 
01.01.2021 
Der Gemeinderat hat einstimmig das Folgende beschlossen: 
I.   Dem Gemeinderat liegt die Gebührenkalkulation für die Wasser-

versorgung für den zweijährigen Kalkulationszeitraum 2021 - 2022 
vollständig vor. Der Gemeinderat macht sich den Inhalt der Kal-
kulationen einschließlich des Erläuterungstextes und der Vertei-
lerschlüssel zu eigen und beschließt sie komplett mit folgenden 
Festlegungen: 

a)    Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation 2021 - 
2022 in Ansatz gebrachten laufenden Kosten und Erlöse zu. 

b)    Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation 2021 - 
2021 in Ansatz gebrachten kalkulatorischen Kosten zu. 

c)    Der kalkulatorische Mischzinssatz wird auf 2,05 % festgesetzt. 
d)    Der Gemeinderat beschließt als Bemessungsgrundlage für die 

Wasserver-brauchsgebühr im Kalkulationszeitraum 2021 - 2022 
eine Wassermenge von 300.000 m³. 

e)    Der Gemeinderat beschließt, die Unterdeckung des Wirtschafts-
jahres 2017 in Höhe von 115.245,62 Euro zu 2/3 mit 76.830,41 
Euro als Gewinnzuschlag (teilweiser Ausgleich der Unterde-
ckung) in die Gebührenkalkulation 2021 - 2022 einzustellen. 

f )    Der Gemeinderat setzt für den Kalkulationszeitraum 2021 - 2022 
folgenden Gebührensatz fest:  

 Wasserverbrauchsgebühr 2,46 €/m³ 

II.  Der Gemeinderat beschließt die Neufassung der Wasserversor-
gungssatzung mit Wirkung zum 01.01.2021. 

Neukalkulation der Schmutz- und Niederschlagswassergebüh-
ren für die Jahre 2021 und 2022 sowie Neufassung der Abwas-
sersatzung zum 01.01.2021 
Der Gemeinderat hat einstimmig das Folgende beschlossen: 
I.   Dem Gemeinderat liegt die Gebührenkalkulation für Schmutz- und 

Niederschlagswasserbeseitigung für die jeweils einjährigen Kalku-
lationszeiträume 2021 und 2022 vollständig vor. Der Gemeinderat 
macht sich den Inhalt der Kalkulationen einschließlich des Erläute-
rungstextes und der Verteilerschlüssel zu eigen und beschließt sie 
komplett mit folgenden Festlegungen: 

a)  Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation 2021 
und 2022 in Ansatz gebrachten laufenden Kosten und Erlöse zu. 

b)  Der Gemeinderat stimmt den in der Gebührenkalkulation 2021 
und 2022 in Ansatz gebrachten kalkulatorischen Kosten zu. 

c)  Der kalkulatorische Mischzinssatz wird auf 2,05 % festgesetzt. 
d)  Die Kosten für die Straßenentwässerung bleiben bei der Berech-

nung des gebührenrelevanten Aufkommens unberücksichtigt. 
e)  Der Gemeinderat beschließt als Bemessungsgrundlage für die 

Schmutzwasserbeseitigung bzw. Schmutzwassergebühr im Kal-
kulationsjahr 2021 eine Schmutzwassermenge von 160.000 m³ 
und im Kalkulationsjahr 2022 eine Schmutzwassermenge von 
163.000 m³. 

f )  Für die Niederschlagswasserbeseitigung bzw. Niederschlags-
wassergebühr wird für die Kalkulationsjahre 2021 und 2022 eine 
überbaute/ befestigte (versiegelte) Fläche von jeweils 123.200 m² 
festgesetzt. 

g)  Der Gemeinderat beschließt die Festsetzung der Straßenentwäs-
serungskostenanteile entsprechend den in Anlage IX “Verteiler-
schlüssel“ (Seite 25) der Gebührenkalkulation 2021 und 2022 auf-
geführten Prozentsätze. 

h)  Der Gemeinderat beschließt die Festsetzung der in Anlage IX 
“Verteilerschlüssel“ (Seite 25) der Gebührenkalkulation 2021 und 
2022 aufgeführten Prozentsätze zur Aufteilung der Kosten und 
Einnahmen auf die Bereiche Schmutzwasserbeseitigung und Nie-
derschlagswasserbeseitigung. 

i)  Der Gemeinderat beschließt, in der Schmutzwasserbeseitigung 
die Überdeckung aus dem Gebührenbemessungszeitraum 2016 in 
Höhe von 95.751,31 Euro zum Ausgleich in die Kalkulation für 2021 
einzustellen. 

j)  Der Gemeinderat beschließt, in der Schmutzwasserbeseitigung 
die Überdeckung aus dem Gebührenbemessungszeitraum 2017 in 
Höhe von 98.412,39 Euro zum Ausgleich in die Kalkulation für 2022 
einzustellen. 

k)  Der Gemeinderat beschließt, in der Niederschlagswasserbeseiti-
gung die Unterdeckung aus dem Gebührenbemessungszeitraum 
2017 über 41.274,75 Euro jeweils zur Hälfte mit 20.637,37 Euro 
zum Ausgleich in die Kalkulation 2021 und 2022 einzustellen. 

l)  Der Gemeinderat setzt für den Kalkulationszeitraum 2021 und 
2022 folgende Gebührensätze fest:  

Schmutzwasserbeseitigung (Schmutzwassergebühr) 1,02 €/m³ 
Niederschlagswasserbeseitigung (Niederschlagswassergebühr) 0,28 
€/m² 

II. Der Gemeinderat beschließt die Neufassung der im Entwurf vorlie-
genden Abwassersatzung mit Wirkung zum 01.01.2021.   
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an Wochenenden und Feiertagen rund um die Uhr
Mo., Di., Do. von 20 bis 6 Uhr
Mi. und Fr. ab 15 Uhr
Erwachsene   116 117

Kinder   116 117

Apotheken-Notdienst
Wechsel der Notdienstbereitschaft täglich 8.30 Uhr. Weitere Not-
dienstapotheken erfahren Sie unter der kostenlosen Festnetznum-
mer: 0800 0022833.

Donnerstag, 15.10.2020
Zähringer-Apotheke St. Peter
Zähringer Str. 12, 79271 St. Peter, Tel.: 07660 1555

Freitag, 16.10.2020
Schwarzwald-Apotheke Hinterzarten
Freiburger Str. 4, 79856 Hinterzarten, Tel.: 07652 91140

Samstag, 17.10.2020
Zähringer-Apotheke St. Peter
Zähringer Str. 12, 79271 St Peter, Tel.: 07660 1555

Sonntag, 18.10.2020
Kloster-Apotheke Oberried
Hauptstr. 9, 79254 Oberried, Tel.: 07661 2766

Montag, 19.10.2020
Bernlapp-Apotheke
Reutebachgasse 2, 79108 Freiburg, Tel.: 0761 53827

Dienstag, 20.10.2020
Kur-Apotheke Kirchzarten
Hauptstr. 16, 79199 Kirchzarten, Tel.: 07661 4333

Mittwoch, 21.10.2020
Apotheke St. Gallus Kirchzarten
Hauptstr. 17, 79199 Kirchzarten, Tel.: 07661 504

Zur Beachtung:
Der Nacht- und Sonntagsdienst wird vom/von der Apotheker(in) 
über die reguläre Arbeitszeit hinaus zusätzlich übernommen.

Wir bitten Sie daher, den Bereitschaftsdienst nach 20.00 Uhr nur in 
echten Notfällen in Anspruch zu nehmen.

Dorfhelferin, Einsatzleitung Tel.: 7077

DRK-Pflegedienst Tel.: 07660 920353

 Tel.: 0175 2244311

Feuerwehr - Notruf Tel.: 112

Hospizgruppe Dreisamtal Tel.: 0160 96263862

Kirchl. Sozialstation Dreisamtal  Tel.: 98680

Notfallrettung Tel.: 112

Polizei - Notruf Tel.: 110

Polizeiposten Kirchzarten Tel.: 97919-0

Rettungsdienst - Notruf Tel.: 19222

Telefonseelsorge Tel.: 0800 1110111

 Tel.: 0800 1110222

Wassermeister Tel.: 07661 393-112

Zahnärztlicher Notfalldienst, Info Tel.: 0180 3222555-45

BEREITSCHAFTSDIENSTE
Bau eines Geh- und Radweges zwischen Buchenbach (Spir-
zenstraße) und Wagensteig-Dörfle im Zuge der Landesstraße 
Nr. 128; Antrag auf Übernahme vor Baukosten sowie Abschluss 
einer Koopertionsvereinbarung durch das Land Baden-Würt-
temberg / Straßenbauverwaltung 
Der Gemeinderathat sich einstimmig für den Bau sich des Geh- 
und Radweges zwischen Buchenbach (Spirzenstraße) und Wagen-
steig-Dörfle im Zuge der Landesstraße Nr. 128 ausgesprochen und 
beschlossen die erforderlichen Planungskostenanteile im Haushalt 
für das Jahr 2021 bereitzustellen. Der Bürgermeister wurde mit der 
Antragstellung und dem Abschluss einer entsprechenden Koopera-
tionsvereinbarung zum Bau eines Geh- und Radweges mit dem Land 
Baden-Württemberg / Straßenbauverwaltung, vertreten durch das 
Regierungspräsidium Freiburg, beauftragt.  

Vereinshaus „Am Hitzenhof“; Vergabe von Fliesenarbeiten 
Der Gemeinderat die Vergabe der Fliesenarbeiten zum Ange-
botspreis von 15.664,87 € brutto an B&B Fliesen und Naturstein 
GmbH, Güterhallenstraße 9, 79106 Freiburg, einstimmig beschlos-
sen. 

Vereinshaus „Am Hitzenhof“; 
Vergabe von Bodenbelagsarbeiten 
Der Gemeinderat hat die Vergabe der Bodenbelagsarbeiten, Alter-
nativangebot Parkett, zum Angebotspreis von 10.497,-- € brutto an 
Firma Brüstlin Raumausstattungs GmbH, Baslerstraße 62, 79100 Frei-
burg, einstimmig beschlossen. 

Vereinshaus „Am Hitzenhof“; Vergabe von Malerarbeiten 
Der Gemeinderat hat die Vergabe der Malerarbeiten zum Ange-
botspreis von 26.620,38 € brutto an Malermeister Thomas Wehrle, In 
den Spirzen 7a, 79274 St. Märgen, einstimmig beschlossen.  

Vereinshaus „Am Hitzenhof“; Photovoltaikanlage 
Der Gemeinderat hat die Lieferung und Installation einer Photovol-
taikanlage für das Vereinshaus „Am Hitzenhof“ entsprechend dem 
Angebot vom 20.08.2020 an die Energiedienst AG Rheinfelden ver-
geben. 

Sanierung Zufahrt Weber-Peter-Hof 
Der Gemeinderat hat bei 9 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen be-
schlossen, die HGT-Deckschicht der Gemeindestraße zum Weber-Pe-
ter-Hof zu sanieren und mit einer Asphaltdecke zu versehen. Der 
zuständige Revierförster soll um Übernahme der Leitung der Maß-
nahme gebeten werden. 
 

Satzung über den Anschluss an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage und die Versorgung 
der Grundstücke mit Wasser (Wasserversor-
gungssatzung – WVS) der Gemeinde Buchen-
bach
Aufgrund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Würt-
temberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kommunal-
abgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat der 
Gemeinde Buchenbach in seiner öffentlichen Sitzung am 05. Okto-
ber 2020 folgende Satzung beschlossen:

I.  Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach betreibt die Wasserversorgung als 

eine öffentliche Einrichtung zur Lieferung von Trinkwasser. Art 
und Umfang der Wasserversorgungsanlagen bestimmt die Ge-
meinde Buchenbach.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann die Wasserversorgung ganz 
oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.

§ 2 Anschlussnehmer, Wasserabnehmer
(1)  Anschlussnehmer ist der Grundstückseigentümer, dem Erb-

bauberechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbaube-
rechtigte und sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich 
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Berechtigte gleichstehen.
(2)  Als Wasserabnehmer gelten der Anschlussnehmer, alle sons-

tigen zur Entnahme von Wasser auf dem Grundstück Berech-
tigten sowie jeder, der der öffentlichen Wasserversorgung tat-
sächlich Wasser entnimmt.

§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht
(1)  Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde Buchenbach 

liegenden Grundstücks ist berechtigt, den Anschluss seines 
Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die Beliefe-
rung mit Trinkwasser nach Maßgabe der Satzung zu verlangen.

(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf sol-
che Grundstücke, die durch eine Versorgungsleitung erschlos-
sen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht verlan-
gen, dass eine neue Versorgungsleitung hergestellt oder eine 
bestehende Versorgungsleitung geändert wird.

(3)  Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versor-
gungsleitung kann abgelehnt werden, wenn die Wasserver-
sorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen 
technischen oder betrieblichen Gründen der Gemeinde Bu-
chenbach erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere 
Maßnahmen erfordert.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Falle der Absätze 2 und 3 
den Anschluss und die Benutzung gestatten, sofern der Grund-
stückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Be-
trieb zusammenhängenden Mehrkosten zu übernehmen und 
auf Verlangen Sicherheit zu leisten.

§ 4 Anschlusszwang
(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser ver-

braucht wird, sind verpflichtet, diese Grundstücke an die öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, wenn sie 
an eine öffentliche Straße mit einer betriebsfertigen Versor-
gungsleitung grenzen oder ihren unmittelbaren Zugang zu 
einer solchen Straße durch einen Privatweg haben. Befinden 
sich auf einem Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden 
Aufenthalt von Menschen, so ist jedes Gebäude anzuschließen.

(2)  Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstücks-
eigentümer auf Antrag befreit, wenn der Anschluss ihm aus 
besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der 
Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich 
bei der Gemeinde Buchenbach einzureichen.

§ 5 Benutzungszwang
(1)  Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgungs-

anlage angeschlossen sind, haben die Wasserabnehmer ihren 
gesamten Wasserbedarf aus dieser zu decken. Ausgenommen 
hiervon ist die Nutzung von Niederschlagswasser für Zwecke 
der Gartenbewässerung.

(2)  Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Wasserabneh-
mer auf Antrag befreit, wenn die Benutzung ihm aus beson-
deren Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann.

(3)  Die Gemeinde Buchenbach räumt dem Wasserabnehmer dar-
über hinaus im Rahmen des ihr wirtschaftlich Zumutbaren auf 
Antrag die Möglichkeit ein, den Bezug auf einen von ihm ge-
wünschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu be-
schränken.

(4)  Der Antrag auf Befreiung oder Teilbefreiung ist unter Angabe 
der Gründe schriftlich bei der Gemeinde Buchenbach einzurei-
chen.

(5)  Der Wasserabnehmer hat der Gemeinde Buchenbach vor Er-
richtung einer Eigengewinnungsanlage Mitteilung zu machen. 
Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von 
seiner Eigenanlage keine Rückwirkungen in die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage möglich sind.

§ 6 Art der Versorgung
(1)  Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und 

den anerkannten Regeln der Technik für Trinkwasser entspre-
chen. Die Gemeinde Buchenbach ist verpflichtet, das Wasser 
unter dem Druck zu liefern, der für eine einwandfreie Deckung 

des üblichen Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsge-
biet erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und 
den Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und be-
hördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln der 
Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus wirt-
schaftlichen oder technischen Gründen zwingend notwendig 
ist; dabei sind die Belange des Wasserabnehmers möglichst zu 
berücksichtigen.

(2)  Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit 
und Druck des Wassers, die über die vorgenannten Verpflich-
tungen hinausgehen, so obliegt es ihm selbst, die erforderli-
chen Vorkehrungen zu treffen.

§ 7 Umfang der Versorgung, Unterrichtung bei Versorgungsun-
terbrechungen
(1)  Die Gemeinde Buchenbach ist verpflichtet, das Wasser jeder-

zeit am Ende der Anschlussleitung zur Verfügung zu stellen. 
Dies gilt nicht,

1.  soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung der öffent-
lichen Wasserversorgung erforderlich oder sonst nach dieser 
Satzung vorbehalten sind,

2.  soweit und solange die Gemeinde Buchenbach an der Versor-
gung durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren 
Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist.

(2)  Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur 
Vornahme betriebs-notwendiger Arbeiten erforderlich ist. Die 
Gemeinde Buchenbach hat jede Unterbrechung oder Unregel-
mäßigkeit unverzüglich zu beheben.

(3)  Die Gemeinde Buchenbach hat die Wasserabnehmer bei einer 
nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung der 
Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. 
Die Pflicht zur Unterrichtung entfällt, wenn sie

1.  nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und die Ge-
meinde Buchenbach dies nicht zu vertreten hat oder

2.  die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen 
verzögern würde.

§ 8 Verwendung des Wassers, sorgsamer Umgang
(1)  Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Anschluss-

nehmers, seiner Mieter und ähnlich berechtigter Personen zur 
Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an sonstige Dritte ist nur 
mit schriftlicher Zustimmung der Gemeinde Buchenbach zu-
lässig. Diese muss erteilt werden, wenn dem Interesse an der 
Weiterleitung nicht überwiegende versorgungswirtschaftliche 
Gründe entgegenstehen.

(2)  Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, soweit 
nicht in dieser Satzung oder aufgrund sonstiger gesetzlicher 
oder behördlicher Vorschriften Beschränkungen vorgesehen 
sind. Die Gemeinde Buchenbach kann die Verwendung für be-
stimmte Zwecke beschränken, soweit dies zur Sicherstellung 
der allgemeinen Wasserversorgung erforderlich ist.

(3)  Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist bei 
der Gemeinde Buchenbach vor Beginn der Bauarbeiten zu be-
antragen. Entsprechendes gilt für Anschlüsse zu sonstigen vor-
übergehenden Zwecken.

(4)  Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlö-
schen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken ent-
nommen werden, sind hierfür Hydrantenstandrohre der Ge-
meinde Buchenbach mit Wasserzählern zu benutzen.

(5)  Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschanschlüsse 
eingerichtet werden, sind über ihre Anlegung, Unterhaltung 
und Prüfung besondere Vereinbarungen mit der Gemeinde Bu-
chenbach zu treffen.

(6)  Mit Wasser aus der öffentlichen Wasserversorgung ist sorgsam 
umzugehen. Die Wasserabnehmer werden aufgefordert, was-
sersparende Verfahren anzuwenden, soweit dies insbesonde-
re wegen der benötigten Wassermenge mit Rücksicht auf den 
Wasserhaushalt zumutbar und aus hygienischen Gründen ver-
tretbar ist.

§ 9 Unterbrechung des Wasserbezugs
(1)  Will ein Anschlussnehmer den Wasserbezug länger als drei 
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Monate einstellen, so hat er dies der Gemeinde Buchenbach 
mindestens zwei Wochen vor der Einstellung schriftlich mitzu-
teilen. Wird der Wasserverbrauch ohne rechtzeitige schriftliche 
Mitteilung eingestellt, so haftet der Anschlussnehmer der Ge-
meinde Buchenbach für die Erfüllung sämtlicher sich aus der 
Satzung ergebenden Verpflichtungen.

(2)  Der Anschlussnehmer kann eine zeitweilige Absperrung seines 
Anschlusses verlangen, ohne damit das Benutzungsverhältnis 
aufzulösen.

§ 10 Einstellung der Versorgung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, die Versorgung frist-

los einzustellen, wenn der Wasserabnehmer den Bestimmun-
gen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstellung erfor-
derlich ist, um

1.  eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder 
Anlagen abzuwehren,

2.  den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beeinflussung 
oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern 
oder

3.  zu gewährleisten, dass Störungen anderer Wasserabnehmer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde Bu-
chenbach oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des 
Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2)  Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nichtzah-
lung einer fälligen Abgabenschuld trotz Mahnung, ist die Ge-
meinde Buchenbach berechtigt, die Versorgung zwei Wochen 
nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Was-
serabnehmer darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hin-
reichende Aussicht besteht, dass der Wasserabnehmer seinen 
Verpflichtungen nachkommt. Die Gemeinde Buchenbach kann 
mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung an-
drohen.

(3)  Die Gemeinde Buchenbach hat die Versorgung unverzüglich 
wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für ihre Einstellung 
entfallen sind und der Wasserabnehmer die Kosten der Einstel-
lung und Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt hat.

§ 11 Grundstücksbenutzung
(1)  Die Anschlussnehmer haben zur örtlichen Versorgung das 

Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zube-
hör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen 
Versorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderli-
che Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht 
betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversorgung ange-
schlossen sind, die vom Anschlussnehmer in wirtschaftlichem 
Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt werden 
oder für die die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst wirt-
schaftlich vorteilhaft ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnah-
me der Grundstücke den Anschlussnehmer mehr als notwen-
dig oder in unzumutbarer Weise belasten würde.

(2)  Der Wasserabnehmer oder Anschlussnehmer ist rechtzeitig 
über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme 
des Grundstücks zu benachrichtigen.

(3)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen 
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr 
zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde Bu-
chenbach zu tragen. Dienen die Einrichtungen ausschließlich 
der Versorgung des Grundstücks, so hat der Anschlussnehmer 
die Kosten zu tragen.

(4)  Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grundstücksei-
gentümer die Entfernung der Einrichtungen zu gestatten oder 
sie auf Verlangen der Gemeinde Buchenbach noch fünf Jahre 
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zuge-
mutet werden kann.

(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege 
und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Plan-
feststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und 
Verkehrsflächen bestimmt sind.

§ 12 Zutrittsrecht
Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen Be-

auftragten der Gemeinde, im Rahmen des § 44 Abs. 6 Wassergesetz 
für Baden-Württemberg und des § 99 der Abgabenordnung, den Zu-
tritt zu seinen Räumen und zu den in § 24 genannten Einrichtungen 
zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der technischen Einrich-
tung, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser 
Satzung insbesondere zur Ablesung, zum Austausch der Messein-
richtungen (Wasserzähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für 
die Gebührenbemessung erforderlich ist.

II.  Hausanschlüsse, Anlage des Anschlussnehmers, Messein-
richtungen
§ 13 Anschlussantrag
Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und jede 
Änderung des Hausanschlusses ist vom Anschlussnehmer unter Be-
nutzung eines bei der Gemeinde Buchenbach erhältlichen Vordrucks 
für jedes Grundstück zu beantragen. Dem Antrag sind insbesondere 
folgende Unterlagen beizufügen, soweit sich die erforderlichen An-
gaben nicht bereits aus dem Antrag selbst ergeben:
1.  ein Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplanten An-

lage des Anschluss- nehmers (Wasserverbrauchsanlage);
2.  der Name des Installationsunternehmens, durch das die Was-

serverbrauchsanlage eingerichtet oder geändert werden soll;
3.  eine nähere Beschreibung besonderer Einrichtungen (zum 

Beispiel von Gewerbebetrieben usw.), für die auf dem Grund-
stück Wasser verwendet werden soll, sowie die Angabe des ge-
schätzten Wasserbedarfs;

4.  Angaben über eine etwaige Eigengewinnungsanlage;
5.  im Falle des § 3 Abs. 4 die Verpflichtungserklärung zur Über-

nahme der mit dem Bau und Betrieb zusammenhängenden 
Mehrkosten.

§ 14 Haus- und Grundstücksanschlüsse
(1)  Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Vertei-

lungsnetzes mit der Anlage des Anschlussnehmers. Er beginnt 
an der Abzweigstelle des Verteilungsnetzes und endet mit der 
Hauptabsperrvorrichtung. Hausanschlüsse werden ausschließ-
lich von der Gemeinde Buchenbach hergestellt, unterhalten, 
erneuert, geändert, abgetrennt und beseitigt.

(2)  Hausanschlüsse stehen vorbehaltlich abweichender Regelung 
im Eigentum der Gemeinde Buchenbach. Soweit sie in öffent-
lichen Verkehrs- und Grünflächen verlaufen (Grundstücksan-
schlüsse); sind sie Teil der öffentlichen Wasserversorgungsan-
lage.

(3)  Art, Zahl und Lage der Hausanschlüsse sowie deren Änderung 
werden nach Anhörung des Anschlussnehmers und unter 
Wahrung seiner berechtigten Interessen von der Gemeinde 
Buchenbach bestimmt. Die Gemeinde Buchenbach stellt die 
für den erstmaligen Anschluss eines Grundstücks notwendigen 
Hausanschlüsse bereit.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach kann auf Antrag des Anschlussneh-
mers weitere Anschlüsse sowie vorläufige oder vorübergehen-
de Anschlüsse herstellen. Als weitere Anschlüsse gelten auch 
Hausanschlüsse für Grundstücke, die nach Entstehen der Bei-
tragspflicht (§ 38) neu gebildet werden.

(5)  Hausanschlüsse dürfen nicht überbaut werden, die Freilegung 
muss stets möglich sein; sie sind vor Beschädigung zu schützen. 
Der Anschlussnehmer hat die baulichen Voraussetzungen für 
die sichere Errichtung des Hausanschlusses zu schaffen. Er darf 
keine Einwirkungen auf den Hausanschluss vornehmen oder 
vornehmen lassen. Jede Beschädigung des Hausanschlusses, 
insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sons-
tige Störungen sind der Gemeinde Buchenbach unverzüglich 
mitzuteilen.

§ 15 Kostenerstattung
(1)  Der Anschlussnehmer hat der Gemeinde Buchenbach zu er-

statten:
1.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Verän-

derung und Beseitigung der notwendigen Hausanschlüsse. 
Dies gilt nicht für den Teil des Hausanschlusses (Grundstücks-
anschluss), der in öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen ver-
läuft (§ 14 Abs. 2).

2.  Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Verän-
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derung und Beseitigung der weiteren, vorläufigen und vorü-
bergehenden Hausanschlüsse (§ 14 Abs. 4). Zu diesen Kosten 
gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung 
des alten Zustands auf den durch die Arbeiten beanspruchten 
Flächen.

(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstel-
lung des Hausanschlusses, im Übrigen mit der Beendigung der 
Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird binnen eines Mo-
nats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig.

(3)  Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Hausan-
schlussleitung, so ist für die Teile der Anschlussleitung, die 
ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, al-
lein der Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden 
Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit Teile der Hausanschlusslei-
tung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind die Ei-
gentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstü-
cke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig.

§ 16 Private Anschlussleitungen
(1)  Private Anschlussleitungen hat der Anschlussnehmer selbst zu 

unterhalten, zu ändern und zu erneuern. Die insoweit anfallen-
den Kosten sind vom Anschlussnehmer zu tragen.

(2)  Entspricht eine solche Anschlussleitung nach Beschaffenheit 
und Art der Verlegung den Bestimmungen der DIN 1988 und 
etwaigen zusätzlichen Bestimmungen der Gemeinde Buchen-
bach, und verzichtet der Anschlussnehmer schriftlich auf seine 
Rechte an der Leitung, so ist die Anschlussleitung auf sein Ver-
langen von der Gemeinde Buchenbach zu übernehmen. Dies 
gilt nicht für Leitungen im Außenbereich (§ 35 BauGB).

(3)  Unterhaltungs-, Änderungs- und Erneuerungsarbeiten an pri-
vaten Grundstücksanschlüssen sind der Gemeinde Buchen-
bach vom Anschlussnehmer mindestens 14 Tage vorher anzu-
zeigen.

§ 17 Anlage des Anschlussnehmers
(1)  Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung 

und Unterhaltung der Anlage hinter dem Hausanschluss − mit 
Ausnahme der Messeinrichtungen der Gemeinde Buchenbach 
− ist der Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage 
oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Be-
nutzung überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich.

(2)  Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser 
Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestim-
mungen sowie nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. 
Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen 
dürfen nur durch die Gemeinde Buchenbach oder ein von der 
Gemeinde Buchenbach zugelassenes Installationsunterneh-
men erfolgen. Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, die 
Ausführung der Arbeiten zu überwachen.

(3)  Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, 
können plombiert werden. Ebenso können Anlagenteile, die 
zur Anlage des Anschlussnehmers gehören, unter Plombenver-
schluss genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu 
gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage 
ist nach den Angaben der Gemeinde Buchenbach zu veranlas-
sen.

(4)  Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, 
dass Störungen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwir-
kungen auf Einrichtungen der Gemeinde Buchenbach oder 
Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers aus-
geschlossen sind.

§ 18 Inbetriebsetzung der Anlage des Anschlussnehmers
(1)  Die Gemeinde Buchenbach oder deren Beauftragte schließen 

die Anlage des Anschlussnehmers an das Verteilungsnetz an 
und setzen sie in Betrieb.

(2)  Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde Bu-
chenbach über das Installationsunternehmen zu beantragen.

§ 19 Überprüfung der Anlage des Anschlussnehmers
(1)  Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, die Anlage des An-

schlussnehmers vor und nach ihrer Inbetriebsetzung zu über-

prüfen. Sie hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheits-
mängel aufmerksam zu machen und kann deren Beseitigung 
verlangen.

(2)  Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden oder 
erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die Gemeinde 
Buchenbach berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung 
zu verweigern; bei Gefahr für Leib und Leben ist sie dazu ver-
pflichtet.

(3)   Durch Vornahme oder Unterlassen der Überprüfung der Anlage 
sowie durch deren Anschluss an das Verteilungsnetz übernimmt 
die Gemeinde Buchenbach keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer Überprüfung Män-
gel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib und Leben darstellen.

§ 20 Technische Anschlussbedingungen
Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, weitere technische An-
forderungen an den Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie 
an den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der 
sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im Hinblick 
auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes, notwendig ist. Diese 
Anforderungen dürfen den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik nicht widersprechen. Der Anschluss bestimmter Verbrauchsein-
richtungen kann von der vorherigen Zustimmung der Gemeinde 
Buchenbach abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur 
verweigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungs-
freie Versorgung gefährden würde.

§ 21 Messung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach stellt die verbrauchte Wasser-

menge durch Messeinrichtungen (Wasserzähler) fest, die den 
eichrechtlichen Vorschriften entsprechen. Bei öffentlichen Ver-
brauchseinrichtungen kann die gelieferte Menge auch rech-
nerisch ermittelt oder geschätzt werden, wenn die Kosten der 
Messung nicht im Verhältnis zur Höhe des Verbrauchs stehen.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach hat dafür Sorge zu tragen, dass 
eine einwandfreie Messung der verbrauchten Wassermenge 
gewährleistet ist. Sie bestimmt Art, Zahl und Größe sowie An-
bringungsort der Messeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, 
Anbringung, Überwachung, Unterhaltung und Entfernung der 
Messeinrichtungen Aufgabe der Gemeinde Buchenbach. Sie 
hat den Anschlussnehmer anzuhören und dessen berechtigte 
Interessen zu wahren. Sie ist verpflichtet, auf Verlangen des An-
schlussnehmers die Messeinrichtungen zu verlegen, wenn dies 
ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung möglich 
ist; der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Kosten zu tragen.

(3)  Der Anschlussnehmer haftet für das Abhandenkommen und 
die Beschädigung der Messeinrichtungen, soweit ihn daran 
ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Beschädigungen und 
Störungen dieser Einrichtungen der Gemeinde Buchenbach 
unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die Einrichtungen 
vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser sowie vor Frost zu 
schützen.

(4)  Der Einbau von Zwischenzählern in die Verbrauchsleitung ist 
dem Wasserabnehmer gestattet. Alle den Zwischenzähler be-
treffenden Kosten gehen zu seinen Lasten. Die Gemeinde Bu-
chenbach ist nicht verpflichtet, das Anzeigeergebnis eines Zwi-
schenzählers der Wasserzinsberechnung zugrunde zu legen.

§ 22 Nachprüfung von Messeinrichtungen
(1)  Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nachprüfung der 

Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich 
anerkannte Prüfstelle nach § 39 des Mess- und Eichgesetzes 
verlangen. Stellt der Wasserabnehmer den Antrag auf Prüfung 
nicht bei der Gemeinde Buchenbach, so hat er diese vor An-
tragstellung zu benachrichtigen.

(2)  Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde Buchenbach zur 
Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergren-
zen überschreitet, sonst dem Wasserabnehmer.

§ 23 Ablesung
(1)  Die Messeinrichtungen sind nach Aufforderung der Gemein-

de Buchenbach vom Anschlussnehmer selbst abzulesen. Die 
Ableseergebnisse sind in den von der Gemeinde Buchenbach 
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hierfür übermittelten Vordruck einzutragen. Der ausgefüllte 
Vordruck ist an die Gemeinde Buchenbach zurückzusenden. 
Alternativ kann der Zählerstand elektronisch über die Internet-
seite der Gemeinde Buchenbach übermittelt werden.

(2)  Wird der Zählerstand vom Anschlussnehmer nicht innerhalb ei-
ner von der Gemeinde Buchenbach gesetzten, angemessenen 
Frist übermittelt, darf sie den Verbrauch auf der Grundlage der 
letzten Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind 
angemessen zu berücksichtigen. § 12 bleibt davon unberührt.

§ 24 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann verlangen, dass der An-

schlussnehmer auf eigene Kosten nach seiner Wahl an der 
Grundstücksgrenze einen geeigneten Wasserzählerschacht 
oder Wasserzählerschrank anbringt, wenn

1.  das Grundstück unbebaut ist oder
2.  die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen erfolgt, 

die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter besonderen Er-
schwernissen verlegt werden können, oder

3.  kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers 
vorhanden ist.

(2)  Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, die Einrichtungen in ord-
nungsgemäßem Zustand und jederzeit zugänglich zu halten.

(3)  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen 
auf seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle 
für ihn nicht mehr zumutbar sind und die Verlegung ohne Be-
einträchtigung einer einwandfreien Messung möglich ist.

III.  Wasserversorgungsbeitrag
§ 25 Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt zur teilweisen Deckung ihres Auf-
wands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffent-
lichen Wasserversorgungsanlagen einen Wasserversorgungsbeitrag.

§ 26 Gegenstand der Beitragspflicht
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauli-

che oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut 
oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach 
der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 
baulichen Entwicklung der Gemeinde Buchenbach zur Bebau-
ung anstehen.

(2)  Wird ein Grundstück an die öffentlichen Wasserversorgungsan-
lagen tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitrags-
pflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllt sind.

§ 27 Beitragsschuldner
(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 

Beitragsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist.
(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 

Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig.

(3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigen-
tum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist 
die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig.

§ 28 Beitragsmaßstab
Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist die zulässige Ge-
schossfläche. Die zulässige Geschossfläche wird nach Maßgabe der 
Bestimmungen der §§ 29 bis 34 ermittelt. Bei der Ermittlung der Ge-
schossfläche wird das Ergebnis auf zwei Nachkommastellen gerun-
det. Ist die Ziffer an der dritten Nachkommastelle größer als vier, wird 
aufgerundet, andernfalls wird abgerundet.

§ 29 Grundstücksfläche
(1)  Als Grundstücksfläche gilt:
1.  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, 

die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen 
ist;

2.  soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 
4 S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung 
nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 50 Metern von der der Erschließungsanlage zuge-
wandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder gewerb-
liche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder sind Flächen 
tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maß-
gebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich 
der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grund-
stücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Er-
schließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch 
angelegte Grünflächen oder gärtnerisch genutzte Flächen.

(2)  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG blei-
ben unberührt.

§ 30 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan die Geschossflächenzahl oder 
Geschossfläche festsetzt
(1)  Als zulässige Geschossfläche gilt die mit der im Bebauungsplan 

festgesetzten Geschossflächenzahl vervielfachte Grundstücks-
fläche.

(2)  Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschossfläche fest, 
gilt diese als zulässige Geschossfläche.

(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 oder 2 zulässige 
Geschossfläche genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

§ 31 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflächenzahl oder 

der Größe der Geschossfläche für ein Grundstück eine Baumas-
senzahl aus, so ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus 
der Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten Grund-
stücksfläche durch [3,5].

(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Bau-
massenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich 
die zulässige Geschossfläche aus der Teilung dieser Baumasse 
durch [3,5].

§ 32 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan eine Grundflächenzahl oder 
die Grundfläche und die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe 
baulicher Anlagen festsetzt
(1)  Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflächen- oder 

Baumassenzahl oder der Größe der Geschossfläche für ein 
Grundstück eine Grundflächenzahl bzw. die Größe der zuläs-
sigen Grundfläche und die höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse aus, so gilt als zulässige Geschossfläche die mit der 
Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse vervielfachte 
Grundstücksfläche bzw. die mit der Zahl der Vollgeschosse ver-
vielfachte zulässige Grundfläche.

(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 
nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassen-
zahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, trauf-
seitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl 
der Vollgeschosse im Sinne des Absatzes 1 das festgesetzte 
Höchstmaß der baulichen Anlage geteilt durch

1.  [2,7] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), 
reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Fe-
rienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2.  [3,5] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Indust-
riegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten 
Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf die nächstfolgende volle Zahl gerundet, 
wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 
sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(3)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen -Nutzung 
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nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassen-
zahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschoss-
zahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anla-
ge geteilt durch

1.  [3,0] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), 
reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Fe-
rienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2.  [4,0] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Indust-
riegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten 
Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach-
kommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(4)  Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 zulässige Grund-
fläche bzw. höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse genehmigt, 
so ist diese der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche nach 
Abs. 1 zugrunde zu legen.

(5)  Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festge-
setzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese der Er-
mittlung der Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 zugrun-
de zu legen.

(6)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder 
einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als auch 
die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 5 in eine Geschosszahl umzurech-
nen.

§ 33 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
keine Planfest-setzung im Sinne der §§ 30 bis 32 bestehen
(1)  In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein 

Bebauungsplan keine den §§ 27 bis 29 entsprechende Fest-
setzungen enthält, beträgt die Geschossflächenzahl, mit der 
Grundstücksfläche vervielfacht wird:

Baugebiet Zahl der
Vollgeschosse (Z)

Geschoss- 
flächenzahl

(GFZ)

1.  In Kleinsiedlungs 
gebieten bei

1
2

0,3
0,4

2.  In reinen und all-
gemeinen Wohn-
gebieten, Misch-
gebieten und 
Ferienhausgebie-
ten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,0
1,1
1,2

3.  In besonderen 
Wohngebieten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,1
1,4
1,6

4. In Dorfgebieten bei 1
2 und mehr

0,5
0,8

5.  In Kern-, Gewerbe- 
und Industriege-
bieten (und Son-
dergebieten mit 
der Zweckbestim-
mung ...) bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

1,0
1,6
2,0
2,2
2,4

6.  In Wochenendhaus 
gebieten bei

1 und 2 0,2

(2)  Die Art des Baugebiets i.S. von Abs. 1 ergibt sich aus den Fest-
setzungen des Bebauungsplans. Soweit ein Bebauungsplan 
nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht festlegt, richtet 
sich die Gebietsart nach der auf den Grundstücken in der nä-
heren Umgebung überwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen 

sich Grundstücke nach der Eigenart ihrer näheren Umgebung 
keinem der genannten Baugebiete zuordnen, so werden die 
für Mischgebiete geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde 
gelegt.

(3)  Der Berechnung der höchstzulässigen Geschossflächenzahl 
wird als zulässige Zahl der Vollgeschosse

1.  die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse,

2.  soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist,
a)  bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vor-

handenen Geschosse,
b)  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der 

auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend 
vorhandenen Geschosse zugrunde gelegt. Als Geschosse gel-
ten Vollgeschosse i.S. der LBO; zugrunde zu legen ist im Falle 
des Satzes 1 Nr. 1 die im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan, im Falle des Satzes 1 Nr. 2 in der zum Zeit-
punkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung der LBO.

(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als 
Geschossfläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt 
durch [3,5], mindestens jedoch eine Geschossflächenzahl von 
0,2.

(5)  Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine höhe-
re Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

§ 34 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken im Außenbereich
(1)  Im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt als zulässige Zahl der Voll-

geschosse die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen bzw. 
genehmigten Geschosse. Dabei werden die für Mischgebiete 
geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt.

(2)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der zum Zeit-
punkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung. Bei Grund-
stücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als Geschoss-
fläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt durch [3,5], 
mindestens jedoch eine Geschossflächenzahl von 0,3.

§ 35 Sonderregelungen
(1)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur 

eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die 
Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird die Grund-
stücksfläche mit einer Geschossflächenzahl von 0,2 verviel-
facht.

(2)  Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht 
oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden über-
deckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Fried-
höfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen) gilt eine Ge-
schossflächenzahl von 0,2.

§ 36 Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht
(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Bei-

tragsschuld bereits entstanden ist oder deren Grundstücke bei-
tragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträge 
erhoben,

1.  soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige Ge-
schossflächenzahl oder Geschossfläche bzw. genehmigte 
höhere Geschossfläche überschritten oder eine größere Ge-
schossflächenzahl oder Geschossfläche allgemein zugelassen 
wird;

2.  soweit in den Fällen des § 34 eine höhere Zahl der Vollgeschos-
se zugelassen wird;

3.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, 
für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist;

4.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die 
eine Beitragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet wer-
den.

(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen ge-
mäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG 
unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere Bei-
tragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenab-
grenzung entfallen.
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§ 37 Beitragssatz
Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je Quadratmeter (m²) Ge-
schossfläche (§ 28) 3,73 Euro.

§ 38 Entstehung der Beitragsschuld
(1) Die Beitragsschuld entsteht:
1.  in den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das Grundstück an die 

öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden 
kann;

2.  in den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens je-
doch mit dessen Genehmigung;

3.  in den Fällen des § 36 Abs.1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der 
Baugenehmigung bzw. dem Inkrafttreten des Bebauungsplans 
oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB;

4.  in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des 
Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist;

5.  in den Fällen des § 36 Abs. 1 Nr. 4
a)  mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplans bzw. dem Inkraft-

treten einer Satzung im Sinne von § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB;
b)  mit dem tatsächlichen Anschluss der Teilflächen, frühestens 

mit der Genehmigung des Anschlusses;
c)  bei baulicher Nutzung ohne tatsächlichen Anschluss mit der 

Erteilung der Baugenehmigung;
d)  bei gewerblicher Nutzung mit dem Eintritt dieser Nutzung;
6.  in den Fällen des § 36 Abs. 2 mit dem Wegfall der Vorausset-

zungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 
dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit 
dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Satzung 
gemäß § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, der gewerb-
lichen Nutzung oder des tatsächlichen Anschlusses von abge-
grenzten Teilflächen, jedoch frühestens mit der Anzeige einer 
Nutzungsänderung gemäß § 46 Abs. 4.

(2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öffent-
liche Abwasseranlagen hätten angeschlossen werden können, 
jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens 
mit dessen Genehmigung.

(3)  Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über bestehende Hausan-
schlüsse) stehen dem unmittelbaren Anschluss an -öffentliche 
Wasserversorgungsanlagen gleich.

§ 39 Fälligkeit
Der Wasserversorgungsbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Beitragsbescheids fällig.

§ 40 Ablösung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablö-
sung des Wasserversorgungsbeitrages vereinbaren.

(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 
voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld; die Ermittlung 
erfolgt nach den Bestimmungen dieser Satzung.

(3)  Die Ablösung erfolgt durch Vereinbarung zwischen der Ge-
meinde Buchenbach und dem Beitragspflichtigen.

(4) Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

IV.  Benutzungsgebühren
§ 41 Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt für die Benutzung der öffentli-
chen Wasserversorgungsanlagen Grund- und Verbrauchsgebühren.

§ 42 Gebührenschuldner
(1)  Schuldner der Benutzungsgebühren ist der Anschlussnehmer. 

Beim Wechsel des Gebührenschuldners geht die Gebühren-
pflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalender-
monats auf den neuen Gebührenschuldner über.

(2)  In den Fällen des § 44 Abs. 3 ist Gebührenschuldner der Wasse-
rabnehmer.

(3)  Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 43 Grundgebühr
(1)  Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der Zählergröße erho-

ben (Zählergebühr). Sie beträgt bei Wasserzählern mit einer 
Nenngröße von:

Alternativ für Zähler mit Kennzeichnung gemäß der Europäischen 
Messgeräterichtlinie (MID):
  
Bei Verbundzählern:
Bei Bauwasserzählern oder sonstigen beweglichen Wasserzählern 
entfällt die Grundgebühr.
(2)  Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in dem 

der Wasserzähler erstmals eingebaut oder endgültig ausge-
baut wird, je als voller Monat gerechnet.

(3)  Wird die Wasserlieferung wegen Wassermangels, Störungen 
im Betrieb, betriebsnotwendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, 
nicht vom Anschlussnehmer zu vertretenden Gründen länger 
als einen Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unter-
brechung (abgerundet auf volle Monate) keine Grundgebühr 
berechnet.

§ 44 Verbrauchsgebühren
(1)  Die Verbrauchsgebühr wird nach der gemessenen Wassermen-

ge (§ 45) berechnet. Die Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubik-
meter 2,46 Euro.

(2)  Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger beweglicher Was-
serzähler verwendet, beträgt die Verbrauchsgebühr pro Kubik-
meter 2,46 Euro.

§ 45 Gemessene Wassermenge
(1)  Die nach § 21 gemessene Wassermenge gilt auch dann als 

Gebührenbemessungs-grundlage, wenn sie ungenutzt (etwa 
durch schadhafte Rohre, offenstehende Zapfstellen oder Rohr-
brüche hinter dem Wasserzähler) verlorengegangen ist.

(2)  Ergibt sich bei einer Zählerprüfung, dass der Wasserzähler über 
die nach der Eichordnung zulässigen Verkehrsfehlergrenzen 
hinaus falsch anzeigt, oder ist der Zähler stehen geblieben, so 
schätzt die Gemeinde Buchenbach den Wasserverbrauch ge-
mäß § 162 Abgabenordnung.

§ 46 Verbrauchsgebühr bei Bauten
(1)  Wird bei der Herstellung von Bauwerken das verwendete Was-

ser nicht durch einen Wasserzähler festgestellt, wird eine pau-
schale Verbrauchsgebühr erhoben.

(2)  Bemessungsgrundlage für die Gebühr ist folgender pauschaler 
Wasserverbrauch:

1.  Bei Neu-, Um- oder Erweiterungsbauten von Gebäuden werden 
je 100 Kubikmeter umbautem Raum 7 Kubikmeter als pauscha-
ler Wasserverbrauch zugrunde gelegt; Gebäude mit weniger 
als 100 Kubikmeter umbautem Raum bleiben gebührenfrei. Bei 
Fertigbauweise werden der Ermittlung des umbauten Raumes 
nur die Keller- und Untergeschosse zugrunde gelegt.

2.  Bei Beton- und Backsteinbauten, die nicht unter Nr. 1 fallen, 
werden je angefangene 10 Kubikmeter Beton- oder Mauer-
werk 4 Kubikmeter als pauschaler Wasserverbrauch zugrunde 
gelegt; Bauwerke mit weniger als 10 Kubikmeter Beton- oder 
Mauerwerk bleiben gebührenfrei.

§ 47 Entstehung der Gebührenschuld
(1)  In den Fällen der §§ 43 und 44 Abs. 1 entsteht die Gebühren-

schuld für ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Ver-
anlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ab-
lauf des Veranlagungszeitraums, entsteht die Gebührenschuld 
mit Ende des Benutzungsverhältnisses.

(2)  In den Fällen des § 42 Abs. 1 Satz 2 entsteht die Gebühren-
schuld für den bisherigen Anschlussnehmer mit Beginn des 
auf den Übergang folgenden Kalendermonats, für den neuen 
Anschlussnehmer mit Ablauf des Kalenderjahres.

(3)  In den Fällen des § 44 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld mit 
der Beendigung der Baumaßnahme, spätestens mit Einbau ei-
ner Messeinrichtung nach § 21.

(4)  In den Fällen des § 46 entsteht die Gebührenschuld mit Beginn 
der Bauarbeiten.

(5)  Die Gebührenschuld gemäß § 42 und § 43 ruht auf dem Grund-
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stück bzw. dem Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. 
mit § 27 KAG).

§ 48 Vorauszahlungen
(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind 

vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen zu leisten. Die Vor-
auszahlungen entstehen mit Beginn des Kalendervierteljahres. 
Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungs-zeit-
raumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des fol-
genden Kalender-vierteljahres.

(2)  Jeder Vorauszahlung wird ein Viertel des Jahreswasserver-
brauchs des Vorjahres und der Grundgebühr (§ 43) zugrunde 
gelegt. Beim erstmaligen Beginn der Gebührenpflicht werden 
die Vorauszahlungen auf der Grundlage der Grundgebühr, des 
Verbrauchsgebührensatzes und des geschätzten Jahreswasser-
verbrauchs des laufenden Jahres ermittelt.

(3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlun-
gen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum ange-
rechnet.

(4)  In den Fällen des § 44 Abs. 2 sowie des § 46 entfällt die Pflicht 
zur Vorauszahlung.

§ 49 Fälligkeit
(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 48) geleistet worden, gilt dies nur, soweit 
die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen über-
steigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vor-
auszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzah-
lung ausgeglichen.

(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 48 werden mit Ende des Kalen-
dervierteljahres zur Zahlung fällig.

V. Anzeigepflichten, Ordnungswidrigkeiten, Haftung
§ 50 Anzeigepflichten
(1)  Binnen eines Monats sind der Gemeinde Buchenbach anzuzei-

gen:
1.  der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentliche Was-

serversorgung angeschlossenen Grundstücks; entsprechendes 
gilt beim Erbbaurecht sowie beim Wohnungs- und Teileigen-
tum;

2.  Erweiterungen oder Änderungen der Verbrauchsanlage sowie 
die Verwendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit 
sich dadurch die Größen für die Gebührenbemessung ändern 
oder sich die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht.

(2)  Anzeigepflichtig nach Abs. 1 Nr. 1 sind Veräußerer und Erwer-
ber, nach Abs. 1 Nr. 2 der Anschlussnehmer.

(3)  Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der Gemeinde 
Buchenbach mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen für Teilflä-
chenabgrenzungen gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und 
§ 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abgegrenz-
te Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, tatsäch-
lich an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen oder 
auf ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet wer-
den.

(4)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im 
Falle des Abs. 1 Nr. 1 der bisherige Gebührenschuldner für die 
Benutzungsgebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang 
der Anzeige bei der Gemeinde Buchenbach entfallen.

§ 51 Ordnungswidrigkeiten
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.  entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die öffentliche -Wasser-

versorgung anschließt,
2.  entgegen § 5 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der öffentli-

chen Wasserversorgung entnimmt,
3.  entgegen § 8 Abs. 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustim-

mung der Gemeinde Buchenbach weiterleitet,
4.  entgegen § 14 Abs. 5 Beschädigungen des Hausanschlusses 

nicht unverzüglich der Gemeinde Buchenbach mitteilt,

5.  entgegen § 17 Abs. 2 Anlagen unter Missachtung der Vor-
schriften der Satzung, anderer gesetzlicher oder behördlicher 
Bestimmungen sowie der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, ändert oder unterhält,

6.  entgegen § 17 Abs. 4 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so 
betreibt, dass Störungen anderer Anschlussnehmer, störende 
Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde Buchenbach 
bzw. Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwassers 
eintreten.

(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG han-
delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Mitteilungspflichten 
nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und § 50 Abs. 1 bis 3 dieser Satzung 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig nachkommt.

§ 52 Haftung bei Versorgungsstörungen
(1)  Für Schäden, die ein Wasserabnehmer durch Unterbrechung 

der Wasserversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der 
Belieferung erleidet, haftet die Gemeinde Buchenbach aus 
dem Benutzungsverhältnis oder unerlaubter Handlung im Falle

1.  der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
des Wasserabnehmers, es sei denn, dass der Schaden von der 
Gemeinde Buchenbach oder einem ihrer Bediensteten oder 
einem Verrichtungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrlässig 
verursacht worden ist;

2.  der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der Schaden 
weder durch Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit der Ge-
meinde Buchenbach oder eines ihrer Bediensteten oder eines 
Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist;

3.  eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch 
Vorsatz noch durch grobe Fahrlässigkeit eines vertretungsbe-
rechtigten Organs der Gemeinde Buchenbach verursacht wor-
den ist. § 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches ist 
nur bei vorsätzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzu-
wenden.

(2)  Abs. 1 ist auch auf Ansprüche von Wasserabnehmern anzuwen-
den, die diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunterneh-
men aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Gemein-
de Buchenbach ist verpflichtet, den Wasserabnehmern auf 
Verlangen über die mit der Schadensverursachung durch ein 
drittes Unternehmen zusammenhängenden Tatsachen inso-
weit Auskunft zu geben, als sie ihr bekannt sind oder von ihr in 
zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und ihre Kennt-
nis zur Geltendmachung des Schadensersatzes erforderlich ist.

(3)  Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 Euro.
(4)  Ist der Anschlussnehmer berechtigt, das gelieferte Wasser an 

einen Dritten weiterzuleiten (§ 8 Abs. 1) und erleidet dieser 
durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung einen Schaden, so haftet die 
Gemeinde Buchenbach dem Dritten gegenüber in demselben 
Umfang wie dem Wasserabnehmer aus dem Benutzungsver-
hältnis.

(5)  Leitet der Anschlussnehmer das gelieferte Wasser an einen 
Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner rechtlichen Möglich-
keiten sicherzustellen, dass der Dritte aus unerlaubter Hand-
lung keine weitergehenden Schadensersatzansprüche erhe-
ben kann, als sie in den Absätzen 1 bis 3 vorgesehen sind. Die 
Gemeinde Buchenbach weist den Anschlussnehmer darauf bei 
Begründung des Benutzungsverhältnisses besonders hin.

(6)  Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzüglich der Ge-
meinde Buchenbach oder, wenn dieses feststeht, dem ersatz-
pflichtigen Unternehmen mitzuteilen. Leitet der Anschluss-
nehmer das gelieferte Wasser an einen Dritten weiter, so hat er 
diese Verpflichtung auch dem Dritten aufzuerlegen.

§ 53 Haftung von Wasserabnehmern und Anschlussnehmern
(1)  Der Wasserabnehmer haftet für schuldhaft verursachte 

Schäden, die insbesondere infolge einer unsachgemäßen 
Benutzung oder den Bestimmungen dieser Satzung zuwi-
derlaufenden Benutzung oder Bedienung der Anlagen zur 
Wasserversorgung entstehen. Der Anschlussnehmer haftet für 
Schäden, die auf den mangelhaften Zustand seiner Anlage (§ 
17) zurückzuführen sind.

(2)  Der Haftende hat die Gemeinde Buchenbach von Ersatzansprü-
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chen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden. Sind Ansprüche auf Mängel an mehreren 
Verbrauchsanlagen zurückzuführen, so haften die Wasserab-
nehmer als Gesamtschuldner.

VI. Steuern, Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 54 Umsatzsteuer
Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abga-
ben, Kostenersätzen und sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrun-
de liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den Entgelten noch 
die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz 
jeweils festgelegten Höhe.

§ 55 Inkrafttreten
(1)  Soweit Abgabeansprüche nach dem bisherigen Satzungsrecht 

bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung die Sat-
zungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens der Ab-
gabeschuld gegolten haben.

(2)  Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Wasserabgabesatzung vom 20.11.2017 mit allen späteren Än-
derungen außer Kraft.

Buchenbach, den 06. Oktober 2020

Ralf Kaiser
Bürgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder auf Grund 
der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 
Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb ei-
nes Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Satzung über die öffentliche Abwasser- 
beseitigung (Abwassersatzung – AbwS)  
der Gemeinde Buchenbach
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Würt-
temberg (WG), §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Würt-
temberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 20 und 42 des Kom-
munalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Gemeinde Buchenbach in seiner öffentlichen Sit-
zung am 05. Oktober 2020 folgende Satzung beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach betreibt die Beseitigung des in ih-

rem Gebiet angefallenen Abwassers als eine öffentliche Einrich-
tung. Voraussetzung für die Beseitigung ist, dass das Abwasser 
über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die öffentliche 
Abwasseranlage gelangt oder zu einer öffentlichen Abwasser-
behandlungsanlage gebracht (angeliefert) wird.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann die Abwasserbeseitigung 
ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen lassen.

(3)  Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Ände-
rung der öffentlichen Abwasseranlagen besteht nicht.

§ 2 Begriffsbestimmungen
(1)  Abwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-

schaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 
veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusam-
men abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von Nie-
derschlägen aus dem Bereich von bebauten oder -befestigten 
Flächen gesammelt abfließende Wasser (Niederschlagswasser). 

Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behan-
deln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und ge-
sammelten Flüssigkeiten.

(2)  Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im Ge-
meindegebiet angefallene Abwasser zu sammeln, den Ab-
wasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Öf-
fentliche Abwasseranlagen sind insbesondere die öffentlichen 
Kanäle, Anlagen zur Ableitung von Grund- und Drainagewasser, 
durch die die öffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden, 
Regenrückhaltebecken, Regenüberlauf- und Regenklärbecken, 
Retentionsbodenfilter, Abwasserpumpwerke, Kläranlagen 
und Versickerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlags-
wasser (u.a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-tei-
che/-schächte), soweit sie nicht Teil der Grundstücksentwäs-
serungsanlage sind sowie offene und geschlossene Gräben, 
soweit sie von der Gemeinde Buchenbach zur öffentlichen 
Abwasserbeseitigung benutzt werden. Zu den öffentlichen 
Abwasseranlagen gehören auch für die Abwasserbeseitigung 
hergestellte künstliche Gewässer gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 1 KAG 
sowie der Teil der Hausanschlussleitung, der im Bereich der öf-
fentlichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft (Grundstücksan-
schluss).

(3)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen, 
die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und Ableitung 
des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasseranlage dienen. 
Dazu gehören insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im 
Fundamentbereich verlegt sind und das Abwasser dem Grund-
stücksanschluss zuführen (Grundleitungen), Prüfschächte so-
wie Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwässerung und 
Versickerungs- und Rückhalteanlagen für Niederschlagswasser, 
soweit sie sich auf privaten Grundstücksflächen befinden. 

(4)  Notüberläufe sind Entlastungsbauwerke für außerplanmäßige 
Ableitungen in den öffentlichen Kanal. Drosseleinrichtungen 
dienen der vergleichsmäßigen und reduzierten (gedrosselten) 
Ableitung von Abwasser in den öffentlichen Kanal; sie sind so 
auszulegen, dass eine Einleitung nur in Ausnahmesituationen 
(zum Beispiel Starkregen) erfolgt. 

II. Anschluss und Benutzung
§ 3 Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur 
Benutzung
(1)  Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, 

sind nach näherer Bestimmung dieser Satzung berechtigt und 
verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentlichen Abwasser-
anlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte 
auf den Grundstücken anfallende Abwasser der Gemeinde Bu-
chenbach im Rahmen des § 46 Abs. 1 und Abs. 2 WG zu überlas-
sen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen 
Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Ei-
gentümers.

(2)  Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 1 trifft 
auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Woh-
nung berechtigten Personen.

(3)  Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie 
bestimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig her-
gestellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach 
Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grund-
stück innerhalb von sechs Monaten nach der betriebsfertigen 
Herstellung anzuschließen.

(4)  Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der An-
schluss im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege, des 
Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen Wohls 
geboten ist.

§ 4 Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss
(1)  Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächste öffentli-

che Abwasseranlage technisch unzweckmäßig oder die Ablei-
tung des Abwassers über diesen Anschluss für die öffentliche 
Abwasseranlage nachteilig wäre, kann die Gemeinde Buchen-
bach verlangen oder gestatten, dass das Grundstück an eine 
andere öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird.

(2)  Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwasseranla-
ge noch nicht hergestellt, kann die Gemeinde Buchenbach den 
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vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche Abwasseran-
lage gestatten oder verlangen.

§ 5 Befreiungen
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öf-
fentliche Abwasserbeseitigung und von der Pflicht zur Benutzung 
deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 WG der nach 
§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu 
befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines 
die öffentlichen Belange überwiegenden privaten Interesses an der 
eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden kann 
und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.

§ 6 Allgemeine Ausschlüsse
(1)  Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stof-

fe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung der Klärwerke, 
den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die Schlamm-
beseitigung oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, 
die öffentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfä-
higkeit oder Unterhaltung behindern, erschweren oder gefähr-
den können oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen ar-
beitenden Personen oder dem Vorfluter schaden können. Dies 
gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und Dämpfe.

(2)  Insbesondere sind ausgeschlossen:
1.  Stoffe − auch im zerkleinerten Zustand −, die zu Ablagerun-

gen oder Verstopfungen in den öffentlichen Abwasseranlagen 
führen können (zum Beispiel Kehricht, Schutt, Asche, Zellstoffe, 
Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Küchenabfäl-
le, Schlachtabfälle, Haut- und Lederabfälle, Tierkörper, Pansen-
inhalt, Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige Rückstände);

2.  feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe 
(zum Beispiel Benzin, Heizöl, Karbid, Phenole, Öle und Fette, 
Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, Salze, Reste von Pflan-
zenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus 
Schlachtungen, mit Krankheitskeimen behaftete oder radioak-
tive Stoffe) sowie Arzneimittel;

3.  Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und 
Molke;

4.  faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (zum Beispiel 
milchsaure Konzentrate, Krautwasser);

5.  Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe 
verbreiten kann;

6.  Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht ent-
spricht;

7.  Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den 
Richtwerten des Anhangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115−2 
vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: Deutsche Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. – DWA –, 
Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen;

8.  die Einleitung von Fremdwasser in die Schmutzwasserkanali-
sation (z.B. unverschmutztes Bach-, Quell-, Grund- und Draina-
genwasser) sowie unverschmutztes Kühlwasser

(3)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall über die nach 
Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen hinausgehende An-
forderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen erforderlich ist.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall Ausnahmen 
von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der 
Ausnahme im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde 
und der Antragsteller eventuell entstehende Mehrkosten über-
nimmt.

§ 7 Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall Abwasser von 

der öffentlichen Abwasserbeseitigung ausschließen,
a)  dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick 

auf den Anfallort oder wegen der Art oder Menge des Abwas-
sers unverhältnismäßig hohen Aufwand verursachen würde;

b)  das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwasser-
technik nicht mit häuslichen Abwässern gesammelt, fortgelei-
tet oder behandelt werden kann.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Falle des Absatzes 1 den 

Anschluss und die Benutzung gestatten, wenn der Grund-
stückseigentümer die für den Bau und Betrieb der öffentlichen 
Abwasseranlagen entstehenden Mehrkosten übernimmt und 
auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet.

(3)  Schließt die Gemeinde Buchenbach in Einzelfällen Abwasser 
von der Beseitigung aus, bedarf dies der Zustimmung der Was-
serbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).

§ 8 Einleitungsbeschränkungen
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann im Einzelfall die Einleitung 

von Abwasser von einer Vorbehandlung oder Speicherung ab-
hängig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge dies 
insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der öffentlichen Ab-
wasseranlagen oder auf sonstige öffentliche Belange erfordert.

(2)  Fäkalienhaltiges Abwasser darf in öffentliche Abwasseranla-
gen, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen 
sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung eingeleitet wer-
den.

(3)  Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht 
unterliegt, bedarf der schriftlichen Genehmigung der Gemein-
de Buchenbach. Die Einleitung von sonstigem Wasser (zum 
Beispiel Drainagewässer, Grundwasser) ist untersagt. Soweit 
die Einleitung von sonstigem Wasser nach der bisherigen Ab-
wassersatzung mit schriftlicher Genehmigung der Gemeinde 
Buchenbach zulässig war, darf diese im genehmigten Umfang 
weitergeführt werden. Die Weiterführung ist ausgeschlossen, 
wenn sich die Gemeinde Buchenbach in der schriftlichen Ge-
nehmigung eine Kündigungs-/Widerrufsmöglichkeit einge-
räumt hat und von dieser Gebrauch macht.

§ 9 Eigenkontrolle
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann verlangen, dass auf Kosten 

des Verpflichteten (nach § 3 Absätze 1 und 2) Vorrichtungen zur 
Messung und Registrierung der Abflüsse und der Beschaffen-
heit der Abwässer sowie zur Bestimmung der Schadstofffracht 
in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder an 
sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, be-
trieben und in ordnungsgemäßem Zustand gehalten werden.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann auch verlangen, dass eine 
Person bestimmt wird, die für die Bedienung der Anlage und 
für die Führung des Betriebstagebuchs verantwortlich ist. Das 
Betriebstagebuch ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum 
der letzten Eintragung oder des letzten Beleges an gerechnet, 
aufzubewahren und der Gemeinde Buchenbach auf Verlangen 
vorzulegen.

§ 10 Abwasseruntersuchungen
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann beim Verpflichteten Abwas-

seruntersuchungen vornehmen. Sie bestimmt, in welchen 
Abständen die Proben zu entnehmen sind, durch wen sie zu 
entnehmen sind und wer sie untersucht. Für das Zutrittsrecht 
gilt § 21 Abs. 2 entsprechend.

(2)  Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel festge-
stellt werden, hat der Verpflichtete diese unverzüglich zu besei-
tigen.

§ 11 Grundstücksbenutzung
Die Grundstückseigentümer können bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 93 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durch die Gemein-
de Buchenbach verpflichtet werden, für Zwecke der öffentlichen 
Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließlich Zu-
behör zur Ab- und Fortleitung von Abwasser über ihre Grundstücke 
zu dulden. Die Grundstückseigentümer haben insbesondere den 
Anschluss anderer Grundstücke an die Anschlussleitung zu ihren 
Grundstücken zu dulden.

III.  Grundstücksanschlüsse, Grundstücksentwässerungsanla-
gen

§ 12 Grundstücksanschlüsse
(1)  Grundstücksanschlüsse (§ 2 Abs. 2) werden ausschließlich von 

der Gemeinde Buchenbach hergestellt, unterhalten, erneuert, 
geändert, abgetrennt und beseitigt.
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(2)  Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren Än-
derung werden nach Anhörung des Grundstückseigentümers 
und unter Wahrung seiner berechtigten Interessen von der 
Gemeinde Buchenbach bestimmt. Die Gemeinde Buchenbach 
stellt die für den erstmaligen Anschluss eines Grundstücks not-
wendigen Grundstücksanschlüsse bereit.

(3)  Jedes Grundstück, das erstmalig an die öffentlichen Abwas-
seranlagen angeschlossen wird, erhält einen Grundstücksan-
schluss; werden Grundstücke im Trennverfahren entwässert, 
gelten beide Anschlüsse als ein Grundstücksanschluss. Die 
Gemeinde Buchenbach kann mehr als einen Grundstücksan-
schluss herstellen, soweit sie es für technisch notwendig hält. 
In besonders begründeten Fällen (z.B. Sammelgaragen, Rei-
henhäuser) kann die Gemeinde Buchenbach den Anschluss 
mehrerer Grundstücke über einen gemeinsamen Grundstücks-
anschluss vorschreiben oder auf Antrag zulassen.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach kann auf Antrag des Grundstücks-
eigentümers weitere Grundstücksanschlüsse sowie vorläufi-
ge oder vorübergehende Anschlüsse herstellen. Als weitere 
Grundstücksanschlüsse gelten auch Anschlüsse für Grundstü-
cke, die nach Entstehen der Beitragspflicht (§ 34) neu gebildet 
werden.

§ 13 Kostenerstattung
(1)  Der Gemeinde Buchenbach sind vom Grundstückseigentümer 

zu erstatten:
a)  die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Verän-

derung und Beseitigung der Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 
3);

b)  die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Verän-
derung und Beseitigung der weiteren, vorläufigen und vorü-
bergehenden Grundstücksanschlüsse (§ 12 Abs. 4). 

  Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wie-
derherstellung des alten Zustands auf den durch die Arbeiten 
beanspruchten Flächen.

(2)  Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstel-
lung des Grundstücksanschlusses, im Übrigen mit der Beendi-
gung der Maßnahme. Der Erstattungsanspruch wird innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fällig.

§ 14 Private Grundstücksanschlüsse
(1)  Private Grundstücksanschlüsse sind vom Grundstückseigentü-

mer auf eigene Kosten zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern 
und zu beseitigen.

(2)  Entspricht ein Grundstücksanschluss nach Beschaffenheit und 
Art der Verlegung den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik und etwaigen zusätzlichen Bestimmungen der Gemein-
de Buchenbach und verzichtet der Grundstückseigentümer 
schriftlich auf seine Rechte an der Leitung, so ist der Grund-
stücksanschluss auf sein Verlangen von der Gemeinde Buchen-
bach zu übernehmen. Dies gilt nicht für Leitungen im Außen-
bereich (§ 35 BauGB).

(3)  Unterhaltungs-, Änderungs-, Erneuerungs- und Beseitigungs-
arbeiten an privaten Grundstücksanschlüssen (Abs. 1) sind der 
Gemeinde Buchenbach vom Grundstückseigentümer mindes-
tens 14 Tage vorher anzuzeigen.

§ 15 Genehmigungen
(1)  Der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde Buchenbach 

bedürfen
a)  die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanlagen, deren 

Anschluss sowie deren Änderung;
b)  die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie die 

Änderung der Benutzung. Bei vorübergehenden oder vorläu-
figen Anschlüssen wird die Genehmigung widerruflich oder 
befristet ausgesprochen.

(2)  Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss 
(z.B. über bestehende Grundstücksentwässerungsanlagen) 
gleich.

(3)  Aus dem Antrag müssen auch Art, Zusammensetzung und Men-
ge der anfallenden Abwässer, die vorgesehene Behandlung der 
Abwässer und die Bemessung der Anlagen ersichtlich sein. Au-
ßerdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufügen:

 -  Lageplan im Maßstab 1:500 mit Einzeichnung sämtlicher 
auf dem Grundstück bestehender Gebäude, der Straße, 
der Schmutz- und Regenwasseranschlussleitungen, der 
vor dem Grundstück liegenden Straßenkanäle und der 
etwa vorhandenen weiteren Entwässerungsanlagen, Brun-
nen, Gruben, usw.;

 -  Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) 
der einzelnen anzuschließenden Gebäude im Maßstab 
1:100 mit Einzeichnung der anzuschließenden Entwässe-
rungsteile, der Dachableitung und aller Entwässerungslei-
tungen unter Angabe des Materials, der lichten Weite und 
der Absperrschieber oder Rückstauverschlüsse;

 -  Systemschnitte der zu entwässernden Gebäudeteile im 
Maßstab 1:100 in der Richtung der Hauptleitungen (mit 
Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der Di-
mensionen und der Gefällverhältnisse, der Höhenlage, der 
Entwässerungsanlage und des Straßenkanals, bezogen auf 
Normalnull).

Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen Angaben (Höhenlage 
des Straßenkanals, Lage der Anschlussstelle und Höhenfestpunkte) 
sind bei der Gemeinde/Stadt einzuholen. Dort sind auch Formulare 
für die Entwässerungsanträge erhältlich.

§ 16 Regeln der Technik
Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik herzustellen, zu unterhalten und zu be-
treiben. Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesonde-
re die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und die 
Unterhaltung von Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, 
die die oberste Wasserbehörde durch öffentliche Bekanntmachung 
einführt. Von den allgemein anerkannten Regeln der Technik kann 
abgewichen werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise 
ebenso wirksam entsprochen wird.

§ 17 Herstellung, Änderung und Unterhaltung der Grundstück-
sentwässerungs-anlagen
(1)  Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom Grund-

stückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, zu unterhal-
ten, zu ändern, zu erneuern und nach Bedarf gründlich zu reini-
gen.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann, zusammen mit dem Grund-
stücksanschluss, einen Teil der Grundstücksentwässerungsan-
lage, vom Grundstücksanschluss bis einschließlich des Prüf-
schachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden 
Kosten hat der Grundstückseigentümer zu tragen. § 13 Abs. 2 
gilt entsprechend.

(3)  Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm 
Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr 
(Prüfschacht) ist so nahe wie technisch möglich an die öffent-
liche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zugänglich und 
bis auf Rückstauebene (§ 20) wasserdicht ausgeführt sein.

(4)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage − auch vorüber-
gehend − außer Betrieb gesetzt, so kann die Gemeinde Bu-
chenbach den Grundstücksanschluss verschließen oder besei-
tigen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 2 
gilt entsprechend. Die Gemeinde Buchenbach kann die in Satz 
1 genannten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer 
übertragen.

§ 18 Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte
(1)  Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie 

Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in das Abwas-
ser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abscheidung die-
ser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden 
Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten 
und zu erneuern. Die Abscheider mit den dazugehörenden 
Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer in regelmä-
ßigen Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf 
zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist er der 
Gemeinde Buchenbach gegenüber schadensersatzpflichtig. 
Für die Beseitigung/Verwertung der anfallenden Stoffe gelten 
die Vorschriften über die Abfallentsorgung.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach kann vom Grundstückseigentümer 
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im Einzelfall den Einbau und den Betrieb einer Abwasserhebe-
anlage verlangen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers 
notwendig ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstü-
cken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. 
§ 16 bleibt unberührt.

(3)  Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und der-
gleichen sowie Handtuchspender mit Spülvorrichtung dürfen 
nicht an Grundstücks-entwässerungsanlagen angeschlossen 
werden.

§ 19 Außerbetriebsetzung von Kleinkläranlagen
Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind 
unverzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück über 
eine Abwasserleitung an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen 
ist. Die Kosten für die Stilllegung trägt der Grundstückseigentümer 
selbst.

§ 20 Sicherung gegen Rückstau
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässerungs-
anlagen, insbesondere Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, 
Ausgüsse, Spülen, Waschbecken, die tiefer als die Straßenoberfläche 
an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung (Rückstauebe-
ne) liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten 
gegen Rückstau gesichert werden. Im Übrigen hat der Grundstücks-
eigentümer für rückstaufreien Abfluss des Abwassers zu sorgen.

§ 21 Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen, Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster
(1)  Vor der Abnahme durch die Gemeinde Buchenbach darf die 

Grundstücksent-wässerungsanlage nicht in Betrieb genom-
men werden. Die Abnahme der Grundstücksentwässerungsan-
lage befreit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und 
den ausführenden Unternehmer nicht von ihrer Verantwort-
lichkeit für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung 
der Arbeiten.

(2)  Die Gemeinde Buchenbach ist berechtigt, die Grundstücksent-
wässerungsanlagen zu prüfen. Die Grundstückseigentümer 
und Besitzer (nach § 3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die 
Prüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben 
den zur Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Von der Gemeinde Buchenbach beauf-
tragte Personen dürfen Grundstücke zur Überwachung der Ein-
haltung der satzungsrechtlichen Vorschriften und der Erfüllung 
danach auferlegter Verpflichtungen betreten.

(3)  Werden bei der Prüfung der Grundstücksentwässerungsanla-
gen Mängel festgestellt, hat sie der Grundstückseigentümer 
unverzüglich zu beseitigen.

(4)  Die Gemeinde Buchenbach ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbin-
dung mit der Eigenkontrollverordnung des Landes verpflichtet, 
Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und 
Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasser-
behandlungsanlage, deren Wirksamkeit, Betrieb oder -Unter-
haltung oder auf das Gewässer zu erwarten ist, in einem so 
genannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird 
bei der Gemeinde Buchenbach geführt und auf Verlangen der 
Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen dieser Be-
triebe sind verpflichtet, der Gemeinde Buchenbach, auf deren 
Anforderung hin die für die Erstellung des Indirekteinleiterka-
tasters erforderlichen Angaben zu machen. 

 Dabei handelt es sich um folgende Angaben: 
  Namen des Betriebs und der Verantwortlichen, Art und Um-

fang der Produktion, eingeleitete Abwassermenge, Art der 
Abwasservorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen Ab-
wasserinhaltsstoffe. Hierzu gehören insbesondere auch solche 
Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der Oberflächengewässerverord-
nung genannt sind. Die Gemeinde Buchenbach wird dabei die 
Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und Betriebsgeheimnis-
sen sowie die Belange des Datenschutzes beachten.

IV. Abwasserbeitrag
§ 22 Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt zur teilweisen Deckung ihres Auf-
wands für die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau der öffent-
lichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag. Der Abwasserbei-
trag wird in Teilbeträgen (§ 34) erhoben.

§ 23 Gegenstand der Beitragspflicht
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, für die eine bauli-

che oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut 
oder gewerblich genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht 
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach 
der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 
baulichen Entwicklung der Gemeinde Buchenbach zur Bebau-
ung anstehen.

(2)  Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen 
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht 
auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht er-
füllt sind.

§ 24 Beitragsschuldner
(1)  Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, wer 

im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszah-
lungsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist.

(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 
Erbbauberechtigte an Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner; bei Woh-
nungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig.

(3)  Steht das Grundstück, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigen-
tum im Eigentum mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist 
die Gesamthandsgemeinschaft beitragspflichtig.

§ 25 Beitragsmaßstab
Maßstab für den Abwasserbeitrag ist die zulässige Geschossfläche. 
Die zulässige Geschossfläche wird nach Maßgabe der Bestimmun-
gen der §§ 27 bis 32 ermittelt. Bei der Ermittlung der Geschossfläche 
wird das Ergebnis auf zwei Nachkommastellen gerundet. Ist die Zif-
fer an der dritten Nachkommastelle größer als vier, wird aufgerun-
det, andernfalls wird abgerundet.

§ 26 Grundstücksfläche
(1) Als Grundstücksfläche gilt:
 1.   bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, 

die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen 
ist;

2.   soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 
4 S. 1 BauGB nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung 
nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 50 Metern von der der Erschließungsanlage zuge-
wandten Grundstücksgrenze. Reicht die bauliche oder gewerb-
liche Nutzung über diese Begrenzung hinaus oder sind Flächen 
tatsächlich angeschlossen, so ist die Grundstückstiefe maß-
gebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich 
der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. Grund-
stücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Er-
schließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 
Grundstückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch 
angelegte Grünflächen oder gärtnerisch genutzte Flächen. 

(2)  Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG blei-
ben unberührt.

§ 27 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan die Geschossflächenzahl oder 
Geschossfläche festsetzt
(1)  Als zulässige Geschossfläche gilt die mit der im Bebauungsplan 

festgesetzten Geschossflächenzahl vervielfachte Grundstücks-
fläche.

(2)  Setzt der Bebauungsplan die Größe der Geschossfläche fest, 
gilt diese als zulässige Geschossfläche.
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(3)  Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 oder 2 zulässige 
Geschossfläche genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

§ 28 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt
(1)  Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflächenzahl oder 

der Größe der Geschossfläche für ein Grundstück eine Baumas-
senzahl aus, so ergibt sich die zulässige Geschossfläche aus 
der Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten Grund-
stücksfläche durch [3,5].

(2)  Ist eine größere als die nach Abs. 1 bei Anwendung der Bau-
massenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich 
die zulässige Geschossfläche aus der Teilung dieser Baumasse 
durch [3,5].

§ 29 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken, für die ein Bebauungsplan eine Grundflächenzahl oder 
die Grundfläche und die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe 
baulicher Anlagen festsetzt
(1)  Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflächen- oder 

Baumassenzahl oder der Größe der Geschossfläche für ein 
Grundstück eine Grundflächenzahl bzw. die Größe der zuläs-
sigen Grundfläche und die höchstzulässige Zahl der Vollge-
schosse aus, so gilt als zulässige Geschossfläche die mit der 
Grundflächenzahl und Zahl der Vollgeschosse vervielfachte 
Grundstücksfläche bzw. die mit der Zahl der Vollgeschosse ver-
vielfachte zulässige Grundfläche.

(2)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 
nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassen-
zahl, sondern setzt die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, trauf-
seitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl 
der Vollgeschosse im Sinne des Absatzes 1 das festgesetzte 
Höchstmaß der baulichen Anlage geteilt durch 

1.   [2,7] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), 
reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Fe-
rienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2.  [3,5] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Indust-
riegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten 
Gebiete.

Das Ergebnis wird auf die nächstfolgende volle Zahl gerundet, wobei 
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vor-
ausgehende volle Zahl abgerundet werden.
(3)  Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 

nicht durch die Zahl der Vollgeschosse oder eine Baumassen-
zahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der 
maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschoss-
zahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anla-
ge geteilt durch

1.   [3,0] für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), 
reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Fe-
rienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere 
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2.   [4,0] für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Misch-
gebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Indust-
riegebiete (GI) und sonstige Sondergebiete (SO) festgesetzten 
Gebiete.

  Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach-
kommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufge-
rundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

(4)  Ist im Einzelfall eine größere als die nach Abs. 1 zulässige Grund-
fläche bzw. höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse genehmigt, 
so ist diese der Ermittlung der zulässigen Geschossfläche nach 
Abs. 1 zugrunde zu legen.

(5)  Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festge-
setzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese der Er-
mittlung der Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 zugrun-
de zu legen.

(6)  Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder 
einer Baumassenzahl sowohl die zulässige Firsthöhe als auch 
die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die 
Traufhöhe gemäß Abs. 2 und 5 in eine Geschosszahl umzurech-
nen.

§ 30 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die 
keine Planfest-setzung im Sinne der §§ 27 bis 29 bestehen
(1)  In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein 

Bebauungsplan keine den §§ 27 bis 29 entsprechende Fest-
setzungen enthält, beträgt die Geschossflächenzahl, mit der 
Grundstücksfläche vervielfacht wird:

Baugebiet Zahl der
Vollgeschosse (Z)

Geschoss- 
flächenzahl

(GFZ)

1.  In Kleinsiedlungs 
gebieten bei

1
2

0,3
0,4

2.  In reinen und all-
gemeinen Wohn-
gebieten, Misch-
gebieten und 
Ferienhausgebie-
ten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,0
1,1
1,2

3.  In besonderen 
Wohngebieten bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

0,5
0,8
1,1
1,4
1,6

4. In Dorfgebieten bei 1
2 und mehr

0,5
0,8

5.  In Kern-, Gewerbe- 
und Industriege-
bieten (und Son-
dergebieten mit 
der Zweckbestim-
mung ...) bei

1
2
3
4 und 5
6 und mehr

1,0
1,6
2,0
2,2
2,4

6.  In Wochenendhaus 
gebieten bei

1 und 2 0,2

(2)  Die Art des Baugebiets i.S. von Abs. 1 ergibt sich aus den Fest-
setzungen des Bebauungsplans. Soweit ein Bebauungsplan 
nicht besteht oder die Art des Baugebiets nicht festlegt, richtet 
sich die Gebietsart nach der auf den Grundstücken in der nä-
heren Umgebung überwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen 
sich Grundstücke nach der Eigenart ihrer näheren Umgebung 
keinem der genannten Baugebiete zuordnen, so werden die 
für Mischgebiete geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde 
gelegt.

(3)  Der Berechnung der höchstzulässigen Geschossflächenzahl 
wird als zulässige Zahl der Vollgeschosse

1.   die in einem Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse,

2.  soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist,
 a)  bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich 

vorhandenen Geschosse,
 b)  bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl 

der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwie-
gend vorhandenen Geschosse zugrunde gelegt.

Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO; zugrunde zu legen 
ist im Falle des Satzes 1 Nr. 1 die im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan, im Falle des Satzes 1 Nr. 2 in der zum Zeit-
punkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung der LBO.
(4)  Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss gilt als 

Geschossfläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt 
durch [3,5], mindestens jedoch eine Geschossflächenzahl von 
0,2.

(5)  Ist in Fällen des Abs. 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine höhe-
re Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.
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§ 31 Ermittlung der zulässigen Geschossfläche bei Grundstü-
cken im Außenbereich
(1)  Im Außenbereich (§ 35 BauGB) gilt als zulässige Zahl der Voll-

geschosse die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen bzw. 
genehmigten Geschosse. Dabei werden die für Mischgebiete 
geltenden Geschossflächenzahlen zugrunde gelegt.

(2)  Als Geschosse gelten Vollgeschosse i.S. der LBO in der zum 
Zeitpunkt der Beitragsentstehung geltenden Fassung. Bei 
Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Vollgeschoss, gilt als 
Geschossfläche die tatsächlich vorhandene Baumasse geteilt 
durch [3,5], mindestens jedoch eine Geschossflächenzahl von 
0,3.

§ 32 Sonderregelungen
(1)  Bei Stellplatzgrundstücken und bei Grundstücken, für die nur 

eine Nutzung ohne Bebauung zulässig ist oder bei denen die 
Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat, wird die Grund-
stücksfläche mit einer Geschossflächenzahl von 0,2 verviel-
facht.

(2)  Für Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke, deren 
Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht 
oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden über-
deckt werden sollen bzw. überdeckt sind (zum Beispiel Fried-
höfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartenanlagen) gilt eine Ge-
schossflächenzahl von 0,2.

§ 33 Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht
(1)  Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Bei-

tragsschuld bereits entstanden ist oder deren Grundstücke bei-
tragsfrei angeschlossen worden sind, werden weitere Beiträge 
erhoben,

1.  soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulässige Ge-
schossflächenzahl oder Geschossfläche bzw. genehmigte 
höhere Geschossfläche überschritten oder eine größere Ge-
schossflächenzahl oder Geschossfläche allgemein zugelassen 
wird;

2.  soweit in den Fällen des § 31 eine höhere Zahl der Vollgeschos-
se zugelassen wird;

3.  wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, 
für die eine Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist;

4.  soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die 
eine Beitragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet wer-
den.

(2)  Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen ge-
mäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG 
unberücksichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere Bei-
tragspflicht, soweit die Voraussetzungen für eine Teilflächenab-
grenzung entfallen.

§ 34 Beitragssatz
 Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus:
 Teilbeiträge je m2 Geschossfläche (§ 25)
 1. für den öffentlichen Schmutzwasserkanal 6,29 Euro
 2. für den öffentlichen Regenwasserkanal 2,90 Euro

§ 35 Entstehung der Beitragsschuld
(1)  Die Beitragsschuld entsteht:
1.   in den Fällen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstück an den 

öffentlichen Kanal angeschlossen werden kann;
2.   in den Fällen des § 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens je-

doch mit dessen Genehmigung;
3.   in den Fällen des § 33 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der 

Baugenehmigung bzw. dem Inkrafttreten des Bebauungsplans 
oder einer Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB;

4.   in den Fällen des § 33 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrößerung des 
Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist;

5.   in den Fällen des § 33 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete 
Grundstück im Grundbuch eingetragen ist;

6.   in den Fällen des § 33 Abs. 2, mit dem Wegfall der Vorausset-
zungen für eine Teilflächenabgrenzung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 
dieser Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit 
dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer Satzung 

gemäß § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, der gewerb-
lichen Nutzung oder des tatsächlichen Anschlusses von abge-
grenzten Teilflächen, jedoch frühestens mit der Anzeige einer 
Nutzungsänderung gemäß § 47 Abs. 7.

(2)  Für Grundstücke, die schon vor dem 01.04.1964 an die öffent-
liche Abwasseranlagen hätten angeschlossen werden können, 
jedoch noch nicht angeschlossen worden sind, entsteht die 
Beitragsschuld mit dem tatsächlichen Anschluss, frühestens 
mit dessen Genehmigung.

(3)  Für mittelbare Anschlüsse gilt § 15 Abs. 2 entsprechend.

§ 36 Ablösung
(1)  Die Gemeinde Buchenbach kann, solange die Beitragsschuld 

noch nicht entstanden ist, mit dem Beitragsschuldner die Ablö-
sung des Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) vereinbaren.

(2)  Der Betrag einer Ablösung bestimmt sich nach der Höhe der 
voraussichtlich entstehenden Beitragsschuld (Teilbeitrags-
schuld); die Ermittlung erfolgt nach den Bestimmungen dieser 
Satzung.

(3)  Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

V. Abwassergebühren
§ 37 Erhebungsgrundsatz
Die Gemeinde Buchenbach erhebt für die Benutzung der öffentli-
chen Abwasseranlagen Abwassergebühren.

§ 38 Gebührenmaßstab
(1)  Die Abwassergebühren werden getrennt für die auf den Grund-

stücken anfallende Schmutzwassermenge (Schmutzwasserge-
bühr, § 40) und für die anfallende Niederschlagswassermenge 
(Niederschlagswassergebühr, § 40a) erhoben.

(2)  Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) bemisst sich die Abwas-
sergebühr nach der eingeleiteten Schmutzwasser- bzw. Was-
sermenge.

(3)  Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungs-
anlage gebracht, bemisst sich die Abwassergebühr nach der 
Menge des angelieferten Abwassers.

§ 39 Gebührenschuldner
(1)  Schuldner der Abwassergebühr ist der Grundstückseigentü-

mer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstücksei-
gentümers Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Gebühren-
schuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Kalendermonats auf den neuen Gebüh-
renschuldner über.

(2)  Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 38 Absatz 3 ist der-
jenige, der das Abwasser anliefert.

(3)  Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 40 Bemessung der Schmutzwassergebühr
(1)  Bemessungsgrundlage für die Schmutzwassergebühr im Sinne 

von § 38 Abs. 1 ist:
1.  die dem Grundstück aus der öffentlichen Wasserversorgung 

zugeführte Wassermenge;
2.  bei nichtöffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die 

dieser entnommene Wassermenge;
3.  im Übrigen das auf den Grundstücken anfallende Nieder-

schlagswasser, soweit es als Brauchwasser im Haushalt oder im 
Betrieb genutzt wird.

Bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundlage die 
eingeleitete Wasser-/Schmutzwassermenge.
(2)  Auf Verlangen der Gemeinde Buchenbach hat der Gebühren-

schuldner bei sonstigen Einleitungen (§ 8 Abs. 3) sowie bei 
nichtöffentlicher Wasserversorgung (Abs. 1 Nr. 2) und bei der 
Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser (Abs. 1 Nr. 
3) geeignete Messeinrichtungen auf seine Kosten anzubringen 
und zu unterhalten.

§ 40a Bemessung der Niederschlagswassergebühr
(1)   Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 

38 Abs. 1) sind die bebauten und befestigten (versiegelten) 
Flächen des an die öffentliche Abwasserbeseitigung ange-
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schlossenen Grundstücks, von denen Niederschlagswasser 
unmittelbar oder mittelbar den öffentlichen Abwasseranlagen 
zugeführt wird. Maßgebend für die Flächenberechnung ist der 
Zustand zu Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstma-
liger Entstehung der Gebührenpflicht der Zustand zum Zeit-
punkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses.

(2)   Die versiegelten Flächen werden mit einem Faktor multipliziert, 
der unter Berücksichtigung des Grades der Wasserdurchlässig-
keit und der Verdunstung für die einzelnen Versiegelungsarten 
wie folgt festgesetzt wird:

 a)  nicht wasserdurchlässige Flächen:
  Bodenflächen mit Asphalt, Beton, Pflaster, Platten,Fliesen und 

sonstigen nicht wasserdurchlässigen Befestigungen mit Fu-
genverguss, pressverlegt, knirschverlegt oder auf Beton verlegt 
sowie Dachflächen ohne Begrünung Faktor 1,0

 b) wenig wasserdurchlässige Flächen:
  Pflaster, Platten, Fliesen, Verbundsteine und sonstige nicht 

wasserdurchlässige Befestigungen ohne Fugenverguss oder 
mit wasserdurchlässigem Fugenverguss und auf sickerfähigem 
Untergrund verlegt Faktor 0,7

 c) stark wasserdurchlässige Flächen
  Bodenflächen mit Porenpflaster („Sickersteinen, Ökopflaster“), 

Kies‐ oder Schotterflächen, Schotterrasen, Rasengittersteinen, 
 Rasen oder Splitfugenpflaster befestigt sowie Gründächer Fak-
tor 0,4

 d) Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen 
  Versiegelungsart nach Buchstaben a) bis c), die der vorliegen-

den Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasserdurchlässig-
keitsgrad am nächsten kommt.

(3)  Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser über 
eine Sickermulde, ein Mulden-Rigolensystem oder eine ver-
gleichbare Anlage mit gedrosseltem Ablauf oder mit Notüber-
lauf den öffentlichen Abwasseranlagen zugeführt wird, werden 
mit 10 v.H. der Fläche berücksichtigt. Dies gilt nur für Flächen 
oder Flächenanteile, für die die angeschlossenen Versicke-
rungsanlagen ein Stauvolumen von 1 m³ je angefangene 50 m² 
angeschlossene Fläche und mindestens ein Stauvolumen von 2 
m³ aufweisen.

(4)  Flächen, die an Zisternen ohne Überlauf in die öffentlichen Ab-
wasserbeseitigungs-anlagen angeschlossen sind, bleiben im 
Rahmen der Gebührenbemessung unberücksichtigt. Versiegel-
te Teilflächen, von denen das anfallende Niederschlagswasser 
regelmäßig über eine Niederschlagswassernutzungsanlage 
(Zisterne) genutzt und nur über einen Notüberlauf und/oder 
eine Drosseleinrichtung den öffentlichen Abwasseranlagen zu-
geführt wird, werden

  a) mit 10 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das 
dort anfallende Niederschlagswasser ganz oder teilweise im 
Haushalt oder Betrieb als Brauchwasser(z.B. für Toilettenanla-
gen, Waschmaschinen u.ä.) genutzt wird,

  b) mit 50 vom Hundert der Fläche berücksichtigt, wenn das 
dort anfallende Niederschlagswasser ausschließlich zur Gar-
tenbewässerung genutzt wird.

  Dies gilt nur für Flächen oder Flächenanteile, für die die ange-
schlossenen Niederschlagswassernutzungsanlagen ein Spei-
chervolumen von 1 m³ je angefangene 50 m² angeschlossene 
Fläche und mindestens ein Speichervolumen von 2 m³ aufwei-
sen.

(5)  Abs. 3 und 4 gelten entsprechend für sonstige Anlagen, die in 
ihren Wirkungen vergleichbar sind.

(6)  Der Gebührenschuldner hat die überbauten und darüber hi-
naus befestigten (versiegelten) Flächen, ihre Versiegelungsart 
sowie Art und Umfang vorhandener Versickerungsanlagen 
und Niederschlagswassernutzungsanlagen mittels eines Erklä-
rungsformulars anzuzeigen, das von der Gemeinde Buchen-
bach zur Verfügung gestellt wird. In das Erklärungsformular 
sind die für die Berechnung der Flächen, die an die zentrale 
Niederschlagswasserbeseitigung angeschlossen sind, notwen-
dige Maße einzutragen. Das Volumen der Versickerungsanla-
gen und Niederschlagswassernutzungsanlagen ist anzuzeigen. 
Unbeschadet amtlicher Nachprüfung wird aus dieser Anzeige 
die Berechnungsfläche ermittelt. Sie ist bei der Berechnung der 
Niederschlagswassergebühr ab dem folgenden Monat nach 
Beginn der Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen zu 

berücksichtigen.
(7)  Änderungen der nach Abs. 6 erforderlichen Angaben hat der 

Grundstückseigentümer der Gemeinde Buchenbach unverzüg-
lich in gleicher Form mitzuteilen. Sie sind bei der Berechnung 
der Niederschlagswassergebühr ab dem der Fertigstellung der 
Änderung folgenden Monat zu berücksichtigen.

§ 41 Absetzungen
(1)  Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Ab-

wasseranlagen eingeleitet wurden, werden auf Antrag des 
Gebührenschuldners bei der Bemessung der Schmutzwasser-
gebühr (§ 40) abgesetzt. In den Fällen des Abs. 2 erfolgt die Ab-
setzung von Amts wegen.

(2)  Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll 
durch Messung eines besonderen Wasserzählers (Zwischenzäh-
ler) erbracht werden, der den eichrechtlichen Vorschriften ent-
spricht. Zwischenzähler werden auf Antrag des Grundstücks-
eigentümers ausschließlich von der Gemeinde Buchenbach 
eingebaut, unterhalten und entfernt; sie stehen im Eigentum 
der Gemeinde Buchenbach und werden von ihr abgelesen. Die 
§§ 21 Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung 
vom 19.10.2020 finden entsprechend Anwendung.

(3)  Wird der Nachweis über die abzusetzende Wassermenge nicht 
durch einen Zwischenzähler gemäß Absatz 2 erbracht, bleibt 
von der Absetzung eine Wassermenge von 20 m³/Jahr ausge-
nommen.

(4)  Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende 
Wassermenge nicht durch einen Zwischenzähler nach Absatz 
2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten Wassermengen 
pauschal ermittelt. Dabei gilt als nichteingeleitete Wassermen-
ge im Sinne von Absatz 1

1.  je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und 
Schweinen 15 m³/Jahr,

2.   je Vieheinheit bei Geflügel 5 m³/Jahr.
  Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird 

um die gemäß Absatz 3 von der Absetzung ausgenommene 
Wassermenge gekürzt und von der gesamten verbrauchten 
Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende Wassermen-
ge muss für jede für das Betriebsanwesen polizeilich gemelde-
te Person, die sich dort während des Veranlagungszeitraums 
nicht nur vorübergehend aufhält, mindestens 40 m³/Jahr für 
die erste Person und für jede weitere Person mindestens 35 
m³/Jahr betragen. Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände 
in Vieheinheiten zu § 51 des Bewertungsgesetzes ist entspre-
chend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stichtag maß-
gebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchenbeiträge 
für das laufende Jahr richtet.

(5)  Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind 
bis zum Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe des Gebühren-
bescheids Angabe der abzusetzenden Wassermenge zu stellen.

§ 42 Höhe der Abwassergebühren
(1)  Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Abwasser: 1,02 

Euro.
(2)  Die Niederschlagswassergebühr (§ 40a) beträgt je m² versiegel-

te Fläche: 0,28 Euro.
(3)  Die Gebühr für sonstige Einleitungen (§ 8 Abs. 3) beträgt je m³ 

Abwasser oder Wasser 1,02. Euro.
(4)   Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den 

Fällen des § 40a während des Veranlagungszeitraumes, wird für 
jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht besteht, ein 
Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt.

§ 43 Entstehung der Gebührenschuld
(1)  In den Fällen des § 38 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld für 

ein Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungs-
zeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ablauf des Ver-
anlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld mit Ende 
des Benutzungsverhältnisses. 

(2)  In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebühren-
schuld für den bisherigen Grundstückseigentümer mit Beginn 
des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, für den 
neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Kalenderjahres.
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(3)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei 
vorübergehender Einleitung mit Beendigung der Einleitung, 
im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes.

(4)  In den Fällen des § 38 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit 
der Anlieferung des Abwassers.

(5)  Die Gebührenschuld gemäß § 38 Abs. 1 ruht auf dem Grund-
stück bzw. dem Erbbaurecht als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. 
mit § 27 KAG).

§ 44 Vorauszahlungen
(1)  Solange die Gebührenschuld noch nicht entstanden ist, sind 

vom Gebührenschuldner Vorauszahlungen zu leisten. Die Vor-
auszahlungen entstehen mit Beginn des Kalendervierteljahres. 
Beginnt die Gebührenpflicht während des Veranlagungszeit-
raumes, entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des fol-
genden Kalendervierteljahres.

(2)  Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten 
Jahreswasserverbrauchs bzw. ein Viertel der zuletzt festgestell-
ten gebührenpflichtigen Fläche gemäß § 40a zugrunde zu le-
gen. Bei erstmaligem Beginn der Gebührenpflicht werden der 
voraussichtliche Jahreswasserverbrauch und der Zwölftelanteil 
der Jahresniederschlagswassergebühr geschätzt.

(3)  Die für den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlun-
gen werden auf die Gebührenschuld für diesen Zeitraum ange-
rechnet.

(4)  In den Fällen des § 38 Abs. 2 und Abs. 3 entfällt die Pflicht zur 
Vorauszahlung.

§ 45 Fälligkeit
(1)  Die Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Gebührenbescheids zur Zahlung fällig. Sind 
Vorauszahlungen (§ 44) geleistet worden, gilt dies nur, soweit 
die Gebührenschuld die geleisteten Vorauszahlungen über-
steigt. Ist die Gebührenschuld kleiner als die geleisteten Vor-
auszahlungen, wird der Unterschiedsbetrag nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheids durch Aufrechnung oder Zurückzah-
lung ausgeglichen.

(2)  Die Vorauszahlungen gemäß § 44 werden mit Ende des Kalen-
dervierteljahres zur Zahlung fällig.

VI. Anzeigepflicht, Haftung, Ordnungswidrigkeiten
§ 46 Anzeigepflicht
(1)  Binnen eines Monats sind der Gemeinde Buchenbach der 

Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentlichen Ab-
wasseranlagen angeschlossenen Grundstücks anzuzeigen. 
Entsprechendes gilt beim Erbbaurecht oder einem sonstigen 
dinglichen baulichen Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind der 
Veräußerer und der Erwerber.

(2)  Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes 
hat der Gebührenschuldner der Gemeinde Buchenbach anzu-
zeigen:

a)  die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffentlichen 
Wasserversorgungsanlage;

b)  das auf dem Grundstück gesammelte und als Brauchwasser ge-
nutzte Niederschlagswasser (§ 40 Abs. 1 Nr. 3);

c)  die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmi-
gung (§ 8 Abs. 3).

(3)  Binnen eines Monats nach dem tatsächlichen Anschluss des 
Grundstücks an die öffentliche Abwasserbeseitigung hat der 
Gebührenschuldner die Lage und Größe der Grundstücksflä-
chen, von denen Niederschlagswasser den öffentlichen Ab-
wasseranlagen zugeführt wird (§ 40a Abs. 1), der Gemeinde in 
prüffähiger Form mitzuteilen. Kommt der Gebührenschuldner 
seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht nach, werden die 
Berechnungsgrundlagen für die Niederschlagswassergebühr 
von der Gemeinde geschätzt.

(4)  Prüffähige Unterlagen sind Lagepläne im Maßstab 1:500 oder 
1:1000 mit Eintrag der Flurstücks-Nummer. Die an die öffent-
lichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstücksflächen 
sind unter Angabe der in § 40a Abs. 2 aufgeführten Versiege-
lungsarten und der für die Berechnung der Flächen notwendi-
gen Maße rot zu kennzeichnen. Die Gemeinde stellt auf Anfor-
derung einen Anzeigevordruck zur Verfügung.

(5)  Ändert sich die versiegelte, abflusswirksame Fläche, der Versie-
gelungsgrad oder die an Zisternen angeschlossene Fläche des 
Grundstücks um mehr als 50 m², ist die Änderung innerhalb ei-
nes Monats der Gemeinde anzuzeigen.

(6)  Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die sonst 
zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung berech-
tigten Personen der Gemeinde Buchenbach mitzuteilen:

a)  Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen 
Anfalls des Abwassers;

b)  wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentlichen Ab-
wasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen ist.

(7)  Binnen eines Monats hat der Grundstückseigentümer der Ge-
meinde Buchenbach mitzuteilen, wenn die Voraussetzungen 
für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser 
Satzung und § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbeson-
dere abgegrenzte Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten 
genutzt, tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung 
angeschlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche 
Anlagen errichtet werden.

(8)  Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage, auch nur vorü-
bergehend, außer Betrieb gesetzt, hat der Grundstückeigen-
tümer diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, dass der Grund-
stücksanschluss rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden 
kann.

(9)  Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im 
Falle des Absatzes 1 der bisherige Gebührenschuldner für die 
Benutzungsgebühren, die auf den Zeitpunkt bis zum Eingang 
der Anzeige bei der Gemeinde Buchenbach entfallen.

§ 47 Haftung der Gemeinde Buchenbach
(1)  Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebs-

störungen, die die Gemeinde Buchenbach nicht zu vertreten 
hat, vorübergehend ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt 
oder treten Mängel oder Schäden auf, die durch Rückstau in-
folge von Naturereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder 
Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Abwasserablauf 
verursacht sind, so erwächst daraus kein Anspruch auf Scha-
denersatz. Ein Anspruch auf Ermäßigung oder auf Erlass von 
Beiträgen oder Gebühren entsteht in keinem Fall.

(2)  Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Sicherung 
gegen Rückstau (§ 20) bleibt unberührt.

(3)  Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die Ge-
meinde Buchenbach nur für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit.

§ 48 Haftung der Grundstückseigentümer
Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften für schuldhaft 
verursachte Schäden, die infolge einer unsachgemäßen oder den 
Bestimmungen dieser Satzung widersprechenden Benutzung oder 
infolge eines mangelhaften Zustands der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen entstehen. Sie haben die Gemeinde Buchenbach von 
Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden 
geltend gemacht werden.

§ 49 Ordnungswidrigkeiten
(1)  Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer 

vorsätzlich oder fahrlässig
1.  entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Gemeinde Buchen-

bach überlässt;
2.  entgegen § 6 Absätze 1, 2 oder 3 von der Einleitung ausge-

schlossene Abwässer oder Stoffe in die öffentlichen Abwasse-
ranlagen einleitet oder die für einleitbares Abwasser vorgege-
benen Richtwerte überschreitet;

3.  entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Spei-
cherung in öffentliche Abwasseranlagen einleitet;

4.  entgegen § 8 Abs. 2 fäkalienhaltiges Abwasser ohne ausrei-
chende Vorbehandlung in öffentliche Abwasseranlagen einlei-
tet, die nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen sind;

5.  entgegen § 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das der 
Beseitigungspflicht nicht unterliegt, ohne besondere Geneh-
migung der Gemeinde Buchenbach in öffentliche Abwasseran-
lagen einleitet;

6.  entgegen § 12 Abs. 1 Grundstücksanschlüsse nicht ausschließ-
lich von der Gemeinde Buchenbach herstellen, unterhalten, 
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erneuern, ändern, abtrennen oder beseitigen lässt;
7.  entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der Ge-

meinde Buchenbach eine Grundstücksentwässerungsanlage 
herstellt, anschließt oder ändert oder eine öffentliche Abwas-
seranlage benutzt oder die Benutzung ändert;

8.  die Grundstücksentwässerungsanlage nicht nach den Vor-
schriften des § 16 und des § 17 Absätze 1 und 3 herstellt, unter-
hält oder betreibt;

9.  entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reini-
gung der Abscheider nicht rechtzeitig vornimmt;

10.  entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, 
Müll, Papier und dergleichen oder Handtuchspender mit Spül-
vorrichtungen an seine Grundstücksentwässerungsanlage an-
schließt;

11.  entgegen § 21 Abs. 1 die Grundstücksentwässerungsanlage 
vor der Abnahme in Betrieb nimmt.

(2)  Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG han-
delt, wer vorsätzlich oder leichtfertig den Anzeigepflichten 
nach § 46 Absätze 1 bis 7 nicht, nicht richtig oder nicht recht-
zeitig nachkommt.

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen
§ 50 Inkrafttreten
(1)  Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Satzungs-

recht bereits entstanden sind, gelten anstelle dieser Satzung 
die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabeschuld gegolten haben.

(2)  Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Abwassersatzung vom 20.11.2017 mit allen späteren Änderun-
gen außer Kraft.

Buchenbach, den 06. Oktober 2020

Ralf Kaiser
Bürgermeister

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder auf Grund 
der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 
Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb ei-
nes Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.
 
 

Waldorfkindergarten im Dreisamtal 
Der Waldorfkindergarten im Dreisamtal sucht ab sofort eine 
pädagogische Fachkraft als Vertretungskraft 

(100%) (gerne mit Waldorfqualifikation) 
Unser Waldorfkindergarten mit zwei Regelgruppen, einer Ganz-
tagesgruppe und einer Kleinkindgruppe liegt auf dem Gelände 
der Friedrich-Husemann-Klinik in Buchenbach nahe bei Freiburg 
und hat eine gute öffentliche Verkehrsanbindung.

Über Ihre aussagekräftige Bewerbung freuen wir uns. 
Waldorfkindergarten im Dreisamtal 
Friedrich Husemannweg 179256 Buchenbach 
info@waldorfkindergarten-dreisamtal.de 
www.waldorfkindergarten-dreisamtal.de 

 
 
 

Liebe Obstbaumbesitzer
Die Obstbäume hängen derzeit voller reifer Früchte. 
Damit ungeerntetes Obst nicht verrottet gibt es die Aktion „Gelbes 
Band“. 
Jeder, der seinen Baum zum Ernten freigeben will, bindet ein gelbes 
Band um den Stamm. 
So werden die süßen Früchte von Selbstpflückern weiterverwertet 
und ergeben vielleicht ein leckeres Dessert. 
Vielen Dank an die Einwohnerin aus Buchenbach für den tollen Tipp. 
Gemeindeverwaltung Buchenbach 
 
 
Polizeipräsidium Freiburg 
AKTUELLE Warnung vor sog. Anrufstraftaten - International 
agierende Gaunerbanden haben stets Hochkonjunktur 
Rat der Polizei: Keine Geldgeschäfte am Telefon 
Anrufstraftaten wie Enkeltrick oder falscher Polizeibeamter haben 
nach wie vor Hochkonjunktur. Auch der vermeintliche Microsoftmit-
arbeiter blitzt immer wieder auf. Diese traurige Tatsache beweist ein 
Blick in die Kriminalstatistik unseres Bundeslandes: 2014 zählte man 
im Bereich des Enkeltricks noch 573 Versuchshandlungen. 2019 kam 
es hingegen schon zu rund 2800 Versuchen. 

Falscher Polizeibeamter, Enkeltrick und vermeintlicher Mirco-
softmitarbeiter 
Noch gravierender fällt der Blick aus, wenn man das Kriminalitäts-
phänomen falscher Polizeibeamter unter die Lupe nimmt. 2014 
zählte die Polizei in diesem Sektor noch 84 Versuchsfälle landesweit. 
2019 tauchte schon die Zahl 14000 am Horizont auf (!). Die finanziel-
len Schäden gehen in die Millionen.  
Seit Mai 2020 stellen die Ermittler des Polizeipräsidiums Freiburg 
auch im Bereich falscher Microsoftmitarbeiter steigende Zahlen fest. 
Die Masche ist immer die gleiche: Die angeblichen - häufig nur Eng-
lisch oder gebrochen Deutsch sprechenden - Microsoft-Mitarbeiter 
behaupten, dass der Rechner des Angerufenen Fehler aufweise, von 
Viren befallen oder gehackt worden sei oder ein neues Sicherheits-
zertifikat benötige und bieten ihre Hilfe an. Dazu sollen die Ange-
rufenen auf ihren Geräten unter „Anleitung“ eine Fernwartungssoft-
ware installieren, mit der die angeblichen Probleme gelöst werden 
können. 
Aktuell (im Oktober 2020) wurden im Raum Lörrach mehrere An-
rufstraftaten mit Erfolg verübt. Der entstandene finanzielle Schaden 
ist immens. Eine gewaltige Summe, angespart für die Altersversor-
gung, fiel den perfiden Betrügern in die Hände. 

Tipps der Polizei 
Tätigen Sie niemals Geldgeschäfte am Telefon! 
Sprechen Sie mit Vertrauten über verdächtige Anrufe! 
Rufen Sie im Verdachtsfalle die Polizei um Hilfe! 
Lassen Sie sich nicht unter Druck setzen! 

Wichtig: 
Die Polizei fordert niemals Bargeld oder Schmuck oder sonstige 
Wertsachen. 
Weitere Vorbeugungstipps erhalten Sie unter 
www.polizei-beratung.de. 
Kostenlose Präventionsvorträge hält die Polizei auf Anfrage auch in 
Ihrer Gemeinde. 
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SCHULE 

Volkshochschule 

Dreisamtal e.V. 

Wir suchen  
eine Person für unsere Vortragsbetreuung im Dreisamtal ca. 2x im 
Monat unter der Woche am Abend. Idealerweise sind Sie vertraut mit 
Beamer und Laptop, wenn nicht, zeigen wir es Ihnen gerne. 
Die Vergütung pro Abend (ca. 3 Std.) liegt bei 35 €. 
Bei Interesse melden Sie sich bitte bei der VHS unter 07661-5821 
oder anmeldung@vhs-dreisamtal.de. 

Vorsorgevollmacht und Patientenverfügung in Krisenzeiten - 
Vortrag von Uwe Matzeit  
Am Freitag, 23.10.20 um 19 Uhr hält Uwe Matzeit einen Vortrag zum 
Thema  „Vorsorgevollmacht und Patientenverfügung in Krisenzei-
ten“ in Kirchzarten in der Talvogtei-Scheune, Bürgersaal. Was ge-
schieht, wenn ein Mensch aus Alters- oder Gesundheitsgründen sei-
ne alltäglichen Angelegenheiten nicht mehr selbst regeln kann? Wie 
können Angehörige in aussichtlosen Situationen über das Ausmaß 
ärztlicher Behandlung mitentschieden? Wie kann man es vermeiden, 
dass das Leben nur durch Apparatemedizin erhalten wird? Welche 
Besonderheiten gelten bei einer schweren Erkrankung wie Corona? 
Mit einer Vorsorgevollmacht sowie einer Patientenverfügung kann 
weitgehende Vorsorge getroffen werden. Formulare sind weit ver-
breitet und oftmals ganz einfach auszufüllen. Aber für Laien ist die 
Bedeutung und Reichweite der dort enthaltenen (und nicht enthal-
tenen) Regelungen oft nicht nachvollziehbar. Der Referent erörtert 
die Grenzen und Risiken, die ich mit der Erteilung einer Vollmacht 
oder mit einer Patientenverfügung eingehe.  
Der Vortrag macht deutlich, welche Möglichkeiten zur Vorsorge es 
in den genannten Bereichen gibt und was bei der Errichtung von 
Vorsorgevollmachten, Betreuungsverfügungen und Patientenverfü-
gungen zu beachten ist. Der Referent berücksichtigt dabei die Fra-
gen der Zuhörerinnen und Zuhörer. Hingewiesen wird dabei auch 
auf die Besonderheiten, die durch eine Corona-Erkrankung in den 
Vordergrund rücken können. Der Referent ist Vorsorgeanwalt und 
Fachanwalt für Erbrecht in Freiburg mit langjähriger Berufserfah-
rung. Anmeldeschluss: 20.10.. Veranstalter dieses Vortrags ist die VHS 
Dreisamtal. Anmeldung unbedingt erforderlich unter Tel. 07661-
5821. Eintritt: 9 € 
 
 

Kirchliche NACHRICHTEN

Kath. Pfarrgemeinde St. Blasius Buchenbach 
GOTTESDIENSTE: 
  
Freitag 16. Oktober  
15:00 Barmherzigkeitsstunde mit eucharistischer Anbetung  
   
Samstag 17. Oktober  
10:00  Eucharistiefeier zur Diamantenen Hochzeit des Jubel-

paares Elisabeth und Oskar Faller  
13:00  Trauerfeier am Grab und Urnenbeisetzung für Gerhard 

Schuler  
   
Sonntag 18. Oktober  
09:00  Eucharistiefeier mit Erstkommunion von Lilli Dold und 

Noah Haupt 
   
Freitag 23. Oktober  
15:00 Barmherzigkeitsstunde mit eucharistischer Anbetung  
   

Sonntag 25. Oktober  
10:30 Eucharistiefeier zum Kirchweihfest - kein Rosenkranz  
   
Öffnungszeiten der Kath. Öffentlichen Bücherei, 
im Gemeindehaus St. Agatha, 
Donnerstag (außer Feiertage) von 17:30 Uhr bis 18:30 Uhr 
Sonntag von 10:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
  
 

VEREINSNACHRICHTEN

Schwarzwaldverein Buchenbach e.V. 
“Weinberge und Rheinwald“ 
Am Sonntag, den 18. Oktober 2020 fahren wir mit Bahn nach Sas-
bach am Kaiserstuhl. 
Entspanntes Wandern durch die Weinberge und den Rheinwald 
rund um Sasbach am Kaiserstuhl steht auf dem Programm. 
Treffpunkt ist um 8.45 Uhr am Bahnhof Himmelreich mit Regiokarte 
und Rucksackverpflegung. 
Die Gehzeit beträgt ca. 3,5 Stunden. Wanderführer ist Karl-Heinz 
Stegmann. 
Teilnahme auf eigene Gefahr! 
Wir bitten um Anmeldung bei Wanderwart Bernhard Hug 
Tel.; 01515 7637481 
 
 
Spvgg Buchenbach  
Spiele der aktiven Damenmannschaften  
So, 18.10., 14:30 Uhr - SG Sexau/Buchholz/Kollmarsreute 
- SpVgg Buchenbach  
So, 18.10., 16:00 Uhr -  SG Ebnet 2 - SpVgg Buchenbach 2 

Spiele der Jugendmannschaften  
Fr, 16.10., 20:00 Uhr A-Junioren - JFV Freiburg-Ost – JFV Dreisamtal 2 
Sa, 17.10., 10:00 Uhr D-Juniorinnen 
-  JFV Freiburg-Ost 2 – JFV Dreisamtal  
Sa, 17.10., 10:30 Uhr B-Junioren - SG Glottertal – JFV Dreisamtal 2 
Sa, 17.10., 11:00 Uhr E- Junioren - FV Windenreute 3 
– SpVgg Buchenbach 3 
Sa, 17.10., 11:00 E-Junioren 
- SpVgg Buchenbach – Alem. Freiburg Zähringen  
Sa, 17.10., 11:00 E-Junioren - SpVgg Buchenbach 2 – SF Oberried 2 
Sa, 17.10., 11:00 Uhr C-Junioren - JFV Dreisamtal – SV Sinzheim 
Sa, 17.10., 14:00 Uhr C-Junioren - JFV Dreisamtal 2 – FC Denzlingen 2 
Sa, 17.10., 14:00 Uhr B-Junioren - JFV Dreisamtal – JFV Untere Elz 
Sa, 17.10., 16:00 Uhr C-Juniorinnen - SvO-Rieselfeld - JFV Dreisamtal 
Sa, 17.10., 17:00 Uhr B-Juniorinnen 
-  JFV Dreisamtal – FV Windenreute 
So, 18.10., 10:00 Uhr D-Junioren - JFV Dreisamtal – FC Bad Krozingen  
So, 18.10., 13:00 Uhr D-Junioren - JFV Dreisamtal 2 – JFV Untere Elz 
So, 18.10., 15:30 Uhr D-Junioren 
- JFV Dreisamtal 3 – SG Tutschfelden 2 
So, 18.10., 17:00 Uhr E-Juniorinnen 
- PTSV Jahn Freiburg EM – JFV Dreisamtal 
Di, 20.10., 18:30 Uhr C-Juniorinnen 
- JFV Freiburg Ost – JFV Dreisamtal 
 
 
Musikalische Matinee im Kulturkreis Dreisamtal 
am So. 18.10., 11 – 12 Uhr 
Sonaten und Rhapsodien von Schumann, Enescu und Bartok 
- Mit leidenschaftlichem Ausdruck - 
Violine: Myvanwy Penny, Klavier: Hans Fuhlbom 
Mit Myvanwy Penny und Hans Fuhlbom  kommen zwei Musiker 
der Extraklasse. Myvanwy Penny Kind Britisch-Kirchzartener Eltern 
trat schon sehr früh als herausragende musikalische Begabung in 
Erscheinung, gewann dann zahlreiche hochrangige musikalische 
Wettbewerbe mit ihrer Violine, nationale wie internationale (u.a. 
mehrere 1. Bundespreise bei Jugend Musiziert, 1. Preisträgerin des 
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internationalen Max Reger Kammermusikwettbewerbes, WDR3 Klas-
sikpreis der Stadt Münster), tritt bei herausragenden Orchesterkon-
zerten als Solistin auf und ist Dozentin an de Universität der Künste 
in Berlin. Vor allem aber spielt sie mit Leib und Seele. 
Hans Fuhlbom ist Prof. an der Musikhochschule Freiburg und tritt 
durch reiche kammermusikalische Konzerttätigkeit und Rundfunk-
aufnahmen hervor. 
Ort: Rudolf-Steiner-Haus, Starkenstr. 36, Freiburg 
Eintritt frei – Spenden willkommen 
 
 
Tourist Info 
Aufgrund der Corona-Pandemie finden derzeit immer noch viele 
Veranstaltungen nicht statt. Diese Maßnahme erfolgt zum Schutz 
der Gesundheit und Sicherheit aller Bürger sowie auf Anordnung 
(CoronaVO) der Landesregierung Baden-Württemberg  
Freitag, 16. Oktober 
7:30- ca. 18:30 Uhr:  Der Kahle Wasen im Elsass - Landschaftsfüh-
rung auf den Kleinen Belchen  (bei guter Witterung!)  Mit einem 
Kleinbus geht es zum Fuße des Kleinen Belchens. Von dort aus star-
tet die leichte, etwa 2-stündige geführte Wanderung durch die of-
fene Landschaft des 1.272 m hohen Bergs über den ‚kahlen‘ Gipfel 
hoch über dem elsässischen Münstertal. Sehr schöner, naturnaher 
Rundweg von ca. 3 km, Steigung: ca. 200 m 
Anforderungen: festes Schuhwerk, dem Wetter angepasste Kleidung 
Anmeldung: „ab durchs Ländle“, Dr. Jochen Schwendemann, Tel. 
0761 88 14 65 99 bis 12 Uhr am Vortag der Führung, oder: info@ab-
durchs-laendle.de; Teilnehmerzahl mind. 6- höchstens 8 Personen; 
Treffpunkt: vor dem Eingang der Tourist-Information in Kirchzarten, 
Hauptstr. 24 (Fußgängerzone); Preis: 34 € (Fahrt mit Kleinbus, Füh-
rung) www.ab-durchs-laendle.de 
11-13:30 Uhr: Wetterbuchen-Exkursion am Schauinsland 
Wir laufen zu einem der ältesten und beeindruckends-
ten Weidbuchenbestände am Schauinsland und genießen 
den herrlichen Panoramablick auf das Rheintal und die Vo-
gesen. Sie erfahren viel über die Entstehung und Nutzung! 
Treffpunkt: Parkplatz an der Bergstation der Schauinslandbahn (bei 
der Lore). Anmeldung und Infos: bis spätestens Vorabend: Ursel Lo-
renz: Tel. 07602/ 512, www. natourpur-schauinsland.de. Kosten 30 
€, Kinder ab 6 Jahren: 15 €, inkl. Führung, Vespersäckle mit regionalen 
Produkten, Winzerwein oder -sekt vom Land, Wetterbuchen-Postkarte | 
Preis ohne Vespersäckle und Getränk: 20 €  
Samstag, 17. Oktober 
6:30- ca. 19:30 Uhr: Alpine Landschaft in den Hochvogesen - ge-
führte Wanderung am Hohneck
Mit einem Kleinbus geht es zum Hohneck, dem dritthöchsten Berg 
der Vogesen. Von dort aus startet die mittelschwere, etwa 5-stündige 
geführte Wanderung durch die traumhafte Gegend der Hochvoge-
sen oberhalb des elsässischen Münstertals. Nach einer gemütlichen 
Einkehr im Anschluss an die Wanderung geht es zurück. Sehr schö-
ner, naturnaher Rundweg durch alpine Landschaft von ca. 10 km, 
Steigung: ca. 500 m Anforderungen: Trittsicherheit, festes Schuhwerk, 
dem Wetter angepasste Kleidung, Rucksackvesper und Getränk. 
Anmeldung: „ab durchs Ländle“, Dr. Jochen Schwendemann, Tel. 
0761 88 14 65 99 bis 12 Uhr am Vortag der Führung, oder: info@ab-
durchs-laendle.de; Teilnehmerzahl mind. 6- höchstens 8 Personen; 
Treffpunkt: vor dem Eingang der Tourist-Information in Kirchzarten, 
Hauptstr. 24 (Fußgängerzone); Preis: 44 € (Fahrt mit Kleinbus, Füh-
rung) www.ab-durchs-laendle.de 
13 Uhr:Kräuter-Erlebnispfad – Kleine Tour, ca. 3,8 km
Der Kräuter-Erlebnispfad führt durch eine typische Schwarzwaldland-
schaft, die geprägt ist vom Wechsel zwischen Bergwiesen, Weiden 
und Bergwäldern. Anmeldung erforderlich: Barbara Odrich-Rees, Mail: 
kraeuterpfad.oberried-hofsgrund@web.de; Tel. 07602/ 338, 
Kosten: Erw. 7 €, Kinder ab 6-16 J. 3,50 € 
Treffpunkt: 12:45 Uhr auf dem großen Parkplatz Silberbergstraße/Bä-
ckerei Lorenz, Oberried-Hofsgrund 
19 Uhr:“Chilbi“ auf dem Altenvogtshof - Limousin-/Bauernhof-
buffet  
Wir servieren Leckeres vom Limousin-Weiderind. Genuss pur...Über-
zeugen Sie sich... Lassen Sie sich verwöhnen. Ort: Oberried, Alten-
vogtshof, Vörlinsbachstr. 29. Bitte melden Sie sich an: Tel. 07661/ 
61818 oder E-Mail: info@altenvogtshof.de 

Schnuppertag – Gleitschirmfliegen Die Welt mal von oben sehen? 
Dann bist du hier richtig! Selbst ausprobieren wie sich fliegen an-
fühlt? Ein Schnuppertag bietet dir die Möglichkeit einen Einblick 
in die Basics des Fliegens und erste kleine Flüge zu machen. Du 
brauchst lediglich knöchelschützende Schuhe, etwas Mut, gutes 
Wetter und schon hebst Du ab! Preis: 90 €. Auch Tandemflüge - nach 
Vereinbarung (130€)  
Samstag, 17. – Montag, 19. Oktober  Grundkurs – Gleitschirm-
fliegen Preis: 360 €, ermäßigt: 320 € 
Anmeldung und Infos: Gleitschirmschule Deyeckland, Kirchzarten, 
Tel. 07661/ 627 140 (Di, Mi, Do 16-19 Uhr oder Fr 14-19 Uhr) 
www.gleitschirmschule-dreyeckland.de 
Sonntag, 18. Oktober 
12 Uhr:“Chilbi“ auf dem Altenvogtshof - Limousin-/Bauernhof-
buffet  
Wir servieren Leckeres vom Limousin-Weiderind. Genuss pur...Über-
zeugen Sie sich... Lassen Sie sich verwöhnen. Ort: Oberried, Alten-
vogtshof, Vörlinsbachstr. 29. Bitte melden Sie sich an: Tel. 07661/ 
61818 oder E-Mail: info@altenvogtshof.de 
Dienstag, 20. Oktober 
19.30-21 Uhr:Bibeltreff Dreisamtal  – „Der rote Faden durch die 
Bibel“: Schöpfung- 1.Mose 1-2, mit Dr. Martin Ernst Ort: Kirchzar-
ten-Zarten, Landgasthof Bären, Bundesstraße 21, Bärenkeller, Eintritt 
frei 
Mittwoch, 21. Oktober 
7:30- ca. 18:30 Uhr:   Das Dach der Vogesen - Landschaftsführung 
auf den Großen Belchen  (bei guter Witterung!)  Mit einem Kleinbus 
geht es zum Fuße des Großen Belchens. Von dort aus startet die 
leichte, etwa 2-stündige geführte Wanderung auf dem Dach der Vo-
gesen. Vorbei an Weiden und Wiesen führt der größtenteils naturna-
he Rundweg mit circa drei Kilometern Länge und einer Steigung von 
insgesamt etwa 200 Metern über den höchsten Berg der Vogesen. 
Nach einer gemütlichen Einkehr im Anschluss an die Wanderung 
geht es zurück. Sehr schöner, naturnaher Rundweg von ca. 3 km, 
Steigung: ca. 200 m Anforderungen: festes Schuhwerk, dem Wetter 
angepasste Kleidung 
Anmeldung: „ab durchs Ländle“, Dr. Jochen Schwendemann, Tel. 
0761 88 14 65 99 bis 12 Uhr am Vortag der Führung, oder: info@ab-
durchs-laendle.de; Teilnehmerzahl mind. 6- höchstens 8 Personen; 
Treffpunkt: vor dem Eingang der Tourist-Information in Kirchzarten, 
Hauptstr. 24 (Fußgängerzone); Preis: 34 € (Fahrt mit Kleinbus, Füh-
rung) www.ab-durchs-laendle.de 
Freitag, 23. Oktober 
11-13:30 Uhr: Wetterbuchen-Exkursion am Schauinsland 
Nähere Informationen s. Freitag, 16. Oktober 
Samstag, 24. Oktober 
7:30- ca. 18:30 Uhr:  Der Kelten-Kalender - Landschaftsführung 
auf den Elsässer Belchen  (bei guter Witterung!)  Mit einem Klein-
bus geht es zum Fuße des Elsässer Belchens. Von dort aus startet 
die leichte, etwa 2-stündige geführte Wanderung durch das sanft 
hügelige Gipfelgebiet des „Kalenderbergs“ über den 1.247 m ho-
hen Berg im Süden der Vogesen. Nach einer gemütlichen Einkehr 
im Anschluss an die Wanderung geht es zurück. Sehr schöner, na-
turnaher Rundweg von ca. 3 km, Steigung: ca. 50 m Anforderungen: 
festes Schuhwerk, dem Wetter angepasste Kleidung. Anmeldung: 
„ab durchs Ländle“, Dr. Jochen Schwendemann, Tel. 0761 88 14 65 
99 bis 12 Uhr am Vortag der Führung, oder: info@ab-durchs-laend-
le.de; Teilnehmerzahl mind. 6- höchstens 8 Personen; Treffpunkt: vor 
dem Eingang der Tourist-Information in Kirchzarten, Hauptstr. 24 
(Fußgängerzone); Preis: 34 € (Fahrt mit Kleinbus, Führung) www.ab-
durchs-laendle.de 
Regelmäßige Termine 
Montags: 
15-17.30 Uhr:Werkeln mit Speckstein & Ton „in entspannter At-
mosphäre eintauchen in das Erlebnis mit dem Material!“ Ort: Gast-
hof ZUM RÖSSLE, Kirchzarten, Dietenbach 1. Bitte melden Sie sich 
an: E-Mail: farbklang@posteo.de Preis: Kinder 10 € | Erwachsene 20 € 
www.farbklangraum.de 
Mittwochs: 
14-16 Uhr:Ponyreitspaziergang auf der Fancy-Farm Gemeinsames 
Pflegen der Ponys und Pferde; geführter Ausritt um die Weiden und 
Bäche der Fancy-Farm. Ort: Fancy-Farm, Schütterleshof, Kirchzarten, 
Am Pfeiferberg 4 Anmeldung ist nicht erforderlich!Preis: Kinder (Er-
wachsene)15 min: 15 € (20 €), 30 min: 20 € (25 €) Weitere Informati-
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onen: Ute Harre, Tel. 0171/ 4479 607 oder E-Mail: uteharre@gmx.de, 
www.fancy-farm.de 
Donnerstags: 
20:30 Uhr:Skatabend  
Der Skat-Club ‚Herz Dame Dreisamtal‘ spielt jeden Donnerstag. Gäste 
sind jederzeit herzlich willkommen. Ort: Kirchzarten, Gasthaus ‚Alte 
Post‘, Bahnhofstraße 38, Weitere Infos: Fritz Thiesen, Tel. 07661/ 4724 
Freitags: 
16-18 Uhr:  Ponyreitspaziergang auf der Fancy-Farm  
Anmeldung und Infos: s. ‚mittwochs‘ 
15-18 Uhr:Wochenmarkt in der Klosterschiire Produkte aus der Re-
gion -- von Oberrieder Höfen und Bauern
Der Verkauf an den Markständen findet statt.
Bis auf weiteres gibt es jedoch keinen Verkauf und Verzehr von 
selbstgebackenen Kuchen, Kaffee und Getränken. Ort: Klosterschiire, 
Oberried 
Samstags: 
10-12 Uhr:  Ponyreitspaziergang auf der Fancy-Farm    
Anmeldung und Infos: s. ‚mittwochs‘ 
Täglich, außer an Sonn- und Feiertagen 
Uhrzeit nach Vereinbarung: Lama Trekking   Begleitet von unseren 
Lamas wandern wir über unseren Hofberg und genießen zwischen-
durch, außer dem herrlichen Panoramablick ins Dreisamtal, eine klei-
ne Stärkung vom Hof. Preis: 24 € pro Pers., 70 € pro Familie (2 Erw., 2 
Kinder), inkl. kleinem Vesper 
Treffpunkt: Ruhbauernhof, Kirchzarten, Dietenbach 9, Anmeldung:  
Tel. 07661/ 61 920 oder per Mail: mm.maier@t-online.de.
www.ruhbauernhof.de 
  
Täglich 
nach Vereinbarung:Bogenschießen Exklusiv für Familien, Haus- 
und Wohngemeinschaften 
Faszination und Spannung für jedes Alter!  
Verbindliche Anmeldung erforderlich per SMS an 0173/ 686 5549. 
Ort: Kirchzarten, Garten des Gasthauses „Zum Wilden Mann“, Höllen-
talstraße 25; www.kairos-erleben.de 
Ab 11 Uhr bis Sonnenuntergang:  Minigolf,  an der Oberrieder Stra-
ße, Eingang Promenadenweg. Bei trockenem Wetter täglich geöff-
net! 
  
Bauernhofmuseen: 
Heimatstüble, Kleines, schnuckliges ‚Stüble’ mit liebevoll platzierten 
alten Sehenswürdigkeiten. 
Ort: Oberried Ortsverwaltung Zastler, Talstraße 27. 
Öffnungszeiten:montags von 17 bis 19 Uhr   
Gerne können Besuchstermine telefonisch vereinbart werden: Frau 
Schöneberger: Tel. 07661/ 989 077 oder Herr Schreiner: Tel. 07661/ 
5038 (montags 17-19 Uhr) 
Schniederlihof in Oberried-Hofsgrund, Gegendrumweg 3.
Geöffnet bis 31.10.2020: Mittwoch: 13 bis 16 Uhr, Samstag, Sonn-
tag und Feiertag: 12 bis 16 Uhr 
Begrenzte Personenzahl je Führung, daher anmeldepflichtig: 
Tel. 0170/ 3 462 672 
Auf Mundschutz- und Abstandsregelung wird hingewiesen. Der Ki-
osk ist geöffnet! 
Hansmeyerhof mit dem Alemanne-Stüble in Buchenbach-Wagen-
steig, Griesdobelstraße 18 
Gerne können Besuchstermine telefonisch vereinbart werden: 
Bettina Willmann, Tel. 07661/ 99 298. 
Weitere Informationen erhalten Sie auch im Internet unter 
www.hansmeyerhof.de 
Museums-Bergwerk Schauinsland: 
Mittwoch, Samstag, Sonn- und Feiertag: 45 min-Führungen je-
weils: 11:30 Uhr, 12:30 Uhr, 13:30 Uhr, 14:30 Uhr, 15:30 Uhr sowie 2,5- 
oder 1,5 Stunden-Führung 11 und 14 Uhr 
  
Weitere Informationen zu Veranstaltungen im Dreisamtal fin-
den Sie im Online-Veranstaltungskalender auf www.dreisamtal.
de, im ‚iPunkt Dreisamtal’ oder bei der Tourist Info, Tel. 07661/ 
907 980 

ÖFFNUNGSZEITEN DER TOURIST-INFORMATION 
Montag bis Freitag 10 – 15 Uhr  

Ab dem 1. November: Montag bis Freitag 9:30 – 13 Uhr 
An Sonn- und Feiertagen bleibt die Tourist-Info geschlossen 

TERMINE

Gewerbe Akademie Freiburg  
Infos zur Meisterausbildung Zahntechnik  
In der Zahntechnik spielen digitale Anwendungen eine immer grö-
ßere Rolle. Deswegen hat sich die Meisterausbildung an der Gewerbe 
Akademie in Freiburg neu positioniert. In den neunmonatigen Voll-
zeitkurs ist die Fortbildung zur „CAD-/CAM-Fachkraft Zahntechnik“ 
integriert worden. Eine Infoveranstaltung am Samstag, 24. Oktober, 
um 10 Uhr in der Gewerbe Akademie in der Wirthstraße 28 gibt Aus-
kunft zu Inhalt, Ablauf und Fördermöglichkeiten. Der nächste Kurs 
zur Vorbereitung auf die Meisterprüfung startet am 23. August 2021. 
Kontakt: Gewerbe Akademie, Telefon 0761/15250-24. Infos auch im 
Netz unter www.gewerbeakademie.de. 
 
Echte Gastlichkeit im Naturpark Südschwarz-
wald
Mit der VHS Geschichte, Kultur und Natur erleben 
Feldberg/Titisee-Neustadt – Der Kompaktkurs „Echte Gastlich-
keit im Naturpark Südschwarzwald“ bietet eine spannende 
Kombination aus Erlebnis, Kultur und Natur für Gastgeber/in-
nen und Touristiker/innen und startet in diesem Jahr am 5. No-
vember. 
Wer weiß, wann die Höllentalbahn gebaut wurde, wer die sagenhaf-
te Domkuppel in St. Blasien konstruierte oder wo der Rothirsch im 
Schwarzwald zu Hause ist, kann mit Regionalwissen bei den Gästen 
punkten. Im touristischen Serviceangebot werden neue und span-
nende Angebote, Erlebnisführungen und die persönliche Betreuung 
der Gäste immer wichtiger, um einen unvergesslichen Urlaub zu ga-
rantieren. Die Gäste möchten mehr Informationen über ihr Urlaubs-
ziel, über die Landschaft und die Sehenswürdigkeiten erfahren, be-
vorzugt in einer Kombination von Information mit Erlebnischarakter. 
Bereits mehr als hundert Teilnehmer waren in den vergangenen 
Jahren von diesem spannenden Lehrgangsprojekt begeistert. Ge-
meinsam mit dem Naturpark Südschwarzwald, der Schwarzwald 
Tourismus GmbH und dem Gästeführer-Verein bietet die VHS Hoch-
schwarzwald ab dem 5. November 2020 den Lehrgang erneut an. 
Im VHS-Lehrgang sind die Teilnehmenden eingeladen, sich von dem 
spannenden Wissen über Natur, Brauchtum und Geschichte begeis-
tern zu lassen und zu erfahren, wie sie diese Informationen kreativ 
und kurzweilig für die Gäste umsetzen können. 
Ab dem 5. November geht es an sechs Terminen auf Entdeckungs-
tour durch die Region. Im Klostermuseum St. Märgen erwartet die 
Teilnehmenden eine Zeitreise in die Geschichte des Hochschwarz-
waldes. Die 10 häufigsten Fragen zum Thema Wald beantwortet 
Achim Laber bei einer Waldexkursion. Regionale Produkte stehen 
im Mittelpunkt, wenn der Naturpark auf den Bartleshof einlädt. Was 
sind die schönsten Sehenswürdigkeiten? Diese Frage werden Achim 
Laber und Dr. Anke Winterhalder im Haus der Natur beantworten. 
Auch Informationen über den Tourismus im Schwarzwald früher und 
heute werden vermittelt. Weitere Stationen sind die Narrenstuben 
im Schloss Bonndorf, die Löwen-Brauerei in Bräunlingen und natür-
lich die Natur.  
Für professionelle Wissensvermittlung steht ein erfahrenes Dozen-
tenteam mit Feldberg-Ranger Achim Laber, dem Historiker Dr. Detlef 
Herbner, dem Journalisten Hubert Matt-Willmatt, Valerie Bässler vom 
Naturpark Südschwarzwald und Gästeführerin Dr. Anke Winterhal-
der. Nach erfolgreichem Abschluss erhalten die Teilnehmenden das 
Diplom „Naturpark-Gastgeber“.  
Dieses Projekt wird gefördert mit Mitteln des Landes Baden-Würt-
temberg und der Lotterie Glücksspirale. 
Weitere Informationen und Anmeldungen gibt es bei der VHS-Ge-
schäftsstelle, Tel: 07651 1363.  
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Kneipp Verein Kirchzarten e.V. 
Vortrag:
„Digitaler & Analoger Nachlass, Regelungen zur Bestattung“ 
Herr Hubert Klingele, Bestatter 
20.10.2020, Dienstag, 19.30 Uhr, Hotel-Restaurant Fortuna 
Wir sind zunehmend in der digitalen Welt unterwegs. Ob wir Online 
einkaufen, den elektronischen Briefverkehr (Email) benutzen, in den 
Sozialen Netzwerken unterwegs sind, oder über Whatsapp mitein-
ander kommunizieren, behördliche Dinge regeln, Abo-Dienste in 
Anspruch nehmen u.v.m., überall hinterlassen wir, wie auch in der 
„richtigen Welt“, digitale Spuren.
Was passiert eigentlich mit all den Nutzerkonten, Passwörtern, 
Diensten und unseren Daten die sich mit der Zeit ansammeln im 
Nachlassfall?
Was gilt es zu bedenken und zu regeln. 
Eintritt: frei für Mitglieder, Euro 5,00 für Nichtmitglieder 
Bei diesem Vortrag ist eine Anmeldung erforderlich bei Huber Tel.: 
07661980379 
http://www.kneippverein-kirchzarten.de/ 
 
 
Haus Maria Lindenberg 
Erfahrungen während der Corona-Krise in Togo 
Anlässlich des Monats der Weltmission lädt das Haus Maria Linden-
berg zusammen mit der Missio-Diözesanstelle zu einem Vortrag mit 
Austausch ein. Anstelle des Gastes aus Ghana wird der Togolese Dr. 
Jonas Billy, Mitarbeiter im Erzbischöflichen Archiv, zur Lage in sei-
nem Heimatland berichten: Welche Erfahrungen im Umgang mit Co-

vid 19 machen die Menschen in diesen Monaten in Togo? Wie gestal-
tet sich das gemeindliche Leben? Welchen Beitrag leisten christliche 
Gemeinden in der schwierigen Zeit. 
Termin: Donnerstag 22.10.2020 um 15 Uhr in der Wallfahrtskirche. 
Abschluss 17 Uhr mit dem Abendgebet. 

Veranstaltungshinweise 
12.-16.10.2020: Befreiende Bewegung entdecken. 
Feldenkrais und Spiritualität 
23.-25.10.2020: Gewaltfreie Kommunikation u. Spiritualität. 
Jahreskurs-Beginn 
25.10.-01.11.2020: Der Weg des Menschen. 
Kontemplation via integralis – Vertiefungstage 
05.11.2020: Wurzeln hab ´ich und Flügel. Oasentag für Menschen 
in Pflegeberufen 
07.11.2020: Leben wie ich will – Selbstbewusst und einfühlsam. 
Workshop Inklusion 
20.-22.11.2020: Junge Menschen und Gottes Nähe. 
Jugend-Gebetswache 
23.11.-20.12.2020: Meditien für eine friedliche Welt. 
27.-29.11.2020 Ein neuer Stern geht strahlend auf. 
Meditatives Tanzwochenende 
27.-29.11.2020: Herzensgebet. 
Einführung in das kontemplative Beten 
Kontakt und weitere Informationen zu den einzelnen Veranstal-
tungen und zum Halbjahresprogramm unter www.haus-maria-lin-
denberg.de/ Ihr Programm oder Tel.: 07661/ 9300-0. 
Wenn Sie als Gast einige Tage bei uns verbringen möchten, wenden 
Sie sich bitte an unser Büro unter info@haus-maria-lindenberg.de 

Ende  
des redaktionellen Teils



Kraftfahrer CE (m/w/d) gesucht
Verstärken Sie unser langjähriges Team auf einem
Milchsammelwagen im Schichtbetrieb. 

Daniel Saier Transporte GmbH & Co. KG 
Tel. 07661 4109 I danielsaiertransporte@t-online.de 

Schülerin oder Studentin gesucht!
Für unser Bistro in der Rainhof Scheune 

in Kirchzarten-Burg suchen wir Verstärkung. 
Ca. 8-10 Wochenstunden: Freitagnachmittags
und jeweils im Wechsel samstags 1 bzw. sonn-
tags tagsüber. Bewerbung bitte nur per email an

info@buchladen-rainhof.de. 

Nachhilfe 
Kl. 4 bis zum Abi 

Ma, De, Eng. sehr preiswert. 
(gewerblich) 015792463601 

Wir suchen unser Zuhause
Junge Familie aus dem Dreisamtal, 

Zimmermann und Sozialarbeiterin mit Kindern, 

sucht Haus/Hof/Grundstück
zum Kauf für 1-2 Familien.

Zuhause@mail.de I 0151 5736 11 22

SÜDBAU • Telefon 07681 - 20 92 886 
info@suedbau-freiburg.de

Wir suchen zum Sofortkauf:
Baugrundstück, Einfamilienhaus, Doppelhaus,
Reihenhaus, Mehrfamilienhaus oder Eigentumswohnung

Ruhige 2-3-Zimmer-Wohnung 
mit Aussicht und Balkon  

Festangestellte der Badischen Zeitung (61) sucht für sich eine 
ruhige Wohnung mit Balkon in angenehmer Umgebung; gern DG 
oder Maisonette. Ich habe keine Haustiere, bin Nichtraucherin 
und freue mich über Ihren Anruf. • Telefon: 0173 667 55 57 



ABSAGE
Der Ebneter Christkindlesmarkt am 29. Nov. 2020 

(1. Advent) findet leider nicht statt! 


